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Nr.1) Kirchenordnung und Kirchengesetz 
über die Besetzung der Pfarrstellen 

Im Amtsblatt von .1971 Nr. 2/3 S. 15 ist zuletzt eine Ver­
öffentlichung des Textes unserer Kirchenordnung vor­
genommen worden, wie er sich nach dem 6. Kirchen­
gesetz zur Änderung der Kirchenordnung vom 8.11.1970 
(ABl. 1970 Nr. 11 S. 121) ergab. 

Inzwischen ist die Kirchenordnung durch die folgenden 
Kirchengesetze geändert worden: 

.Siebentes Kirchengesetz zur Änderung der Kirchenord­
nung vom 4. 11. 1973 (ABI. 1974 Nr. 2-3 S. 13) 

Achtes Kirchengesetz zur Änderung der Kircheno.rdnung 
vom 16. 11. 1975 (ABI. 1975 Nr. 11/12 S. 133) 

Neuntes Kirchengesetz zur Änderung der Kirchenord­
nung vom 16. 11. 1975 Nr. 11/12 S. 133) 

Zehntes Kirchengesetz zur Änderung der Kirchenord� 
nung vom 7. 11. 1976 (ABL 1976 Nr. 12 S. 133) 

Elftes Kirchengesetz zur Änderung der Kirchenordnung 
vom 6. 11. 1977 (ABI. 1977 Nr. 10/11 s. 93) 

Zwölftes Kirchengesetz zur Änderung der Kirchenord­
nung vom 5. 11. 1978 (ABI. 1978 Nr. 11 S. 109) 

Wir veröffentlichen nachstehend den Text u,nserer Kir­
chenordnung in der ab 1. Januar 1979 geltenden Fas­
sung sowie im Anhang die tJberleitungs� und Durch­
führungsbestimmungen zum 7. . Kirchengesetz vom 
4. H. 1973 .zur Änderung.· der Kirchenordnung vom
14. 12. 1973 und das Kirchengesetz über die Besetzung
der Pfarrs_tellen vom 2. 6. 1950.
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Das walte Gott Vater, Sohn und heiliger Geist! 
,,Alles ist euer, 
ihr aber seid Christi, 
Ch:,;istus aber ist Gottes." 
1. Kor. 3, 22-23

Die Evangelische Landeskirche Greifswald bekennt 
sich zu Jesus Christus, dem Sohn des lebendigen Gottes, 
dem für uns gekreuzigten und auferstandenen Herrn. 
Damit steht sie in der Einheit der einen heiligen christ­
lichen Kirche, die überall da ist, wo das Wort Gottes 
lauter verkündigt wird und die Sakramente recht ver­
waltet werdrn. 
Ihre unantastbare Grundlage ist das Evangelium, 
wie es in der Heiligen Schrift Alten und Neuen 
Testaments bezeugt ist. Sie erkennt die fortdauernde 
Geltung ihrer Bekenntnisse an: des· apostolischen und 
der anderen altkirchlichen, ferner der Augsburgischen 
Konfession, der Apologie, der Schmalkaldis�en l\.rtikel 
und des Kleinen und Großen Katechismus Luthers. 
Sie weiß-sich zu immer neuer Vergegenwärtigun'g und 
Anwendung dieser Bekenntnisse verpflichtet, wie dies 
auf der Bekenntnissynode in Barmen 1934 beispielhaft 
geschehen ist. 
Im Gehorsam des Glaubens an Gott, der ein Gott der 
Ordnung und des Fridens ist und will, daß alles ehrbar 
und ordentlich zugehe, hat sie sich folgende Ordnung 
gegeben. 

Einleitende Bestimmungen 

Artikel 1 

Das Evangelium von Je.,"<US Christus ist dlie Gabe Gottes 
an die Welt. Die Kirche hat den Auftrag, das Evange­
lium zu verkündigen und auszubreiten. Auf Grund des 
evangelischen Verstänp.nisses vom allgemeinen Prie­
stertum sind alle Gläubigen berechtigt und verpflichtet 
diesen Dienst zu tun. 

Artikel 2 

Wo sich Menschen im Glauben um Gottes Wort und 
Sakrament sammeln, ist die Gemeinde Jesu Christi: In 
der örtlichen Kirchengemeinde ebenso wie in den über­
greifenden Bereichen des Kirchenkreises, der Evangeli­
schen Landeskirche Greifswald, der Gesamtkirche und 
in den Werken der Diakonie und Mission sowie in den 
übrigen Werken der kirchlichen Arbeit. Sie alle leben 
von der einen Gabe und stehen in dem einen Dienst, 
den sie mit den Mitteln erfüllen, die ihrer besonderen 
Aufgabe entsprechen. 

Artikel ·3 

(1) Die Erfüllung des Auftrags Jesu ChristL-erfordert
mancherlei Ämter und Dienste in der Kirche.

(2) Alle Gemeindeglieder sind gerufen, ihre Gaben in
den Dienst Jesu Christi zu stellen, indem sie bestimm­
te Aufgaben der Gemeinde übernehmen.

(3) Die Pastoren sind zum Dienst der öffentlichen Ver­
kündigung des Wortes Gottes und der Verwaltung der
Sakramente berufen. Ihnen sind in der örtlichen Kir­
chengemeinde das Pfarramt, in den übergreifenden Be­
reichen der Kirche entsprechende Ämter aravertraut.

(4) Außerdem gibt es in der Gemeinde weitere Mit­
arbeiter in Ämtern und Diensten, die der Verkündi-

.gung· und Unterweisung, der Kirchenmusik und Diako­
ne, der Verwaltung sowie der Pflege kirchlicher Grund­
stücke und Gebäude dienen. 
(5) Zusammen mit allen Mitarbeitern tragen die Älte­
sten Verantwortung für die Gemeinde.

Artikel 4 

(1) Die Kirche nimmt bei der Durchführung ihrer Auf­
gaben auch am allgemeinen Rechtsleben teil. Die Kir­
chengemeinden und Gemeindeverbände, die Kirchen­
kreise und die Evangelische Landeskirche Greifswald
sind Körpes�aften des Rechts.
(2) Über ihre Lehre und über die Ordnung urteilt und
entscheidet die Kirche selbständig. Sie verleiht ihre
Ämter ohne Mitwirkung des Staates oder der politi­
schen Gemeinde.

E r s t e r  A b sch n i t t  

Die Kirchengemeinde 

I. Aufgaben und Bereich

Artikel 5 

(1) Die Kirchengemeinde trägt die Verantwortung· da­
für, daß das Evangelium verkündigt wird: Im Gottes­
dienst und in der Seelsorge, in der_ Erziehung der Ju­
gend, im Dienst der Nächstenliebe und im missionari­
schen Dienst.
(2) Sie .ist dafür verantwortlich, daß zur Erfülung die­
ser Aufgaben gemäß der Ordnung der Kirche die er­
forderlicllen Ämter und Dienste in der Kirchengemein­
de eingerichtet, besetzt und ausgeübt werden.
(3) Sie hat die notwendigen gottesdienstlichen Stätten
und sonstigen Einrichtungen zu schaffen.
(4) Sie hat die ihr anvertrauten Mittel gewissenhaft
für dlie ErfüJilung ihrer Au,fga:ben zu vter;wenden-. Ein­
gedenk ihrer Gliedschaft am Ganzen der Kirche trä,gt
sie nach Kräften auch zur Erfüllung der gesamtkirch­
lichen Aufgaben und zur Abhilfe der Nöte in anderen
Gemeinden bei.

Artikel 6 
(1) Dte Kirchengemeinden erfüllen ihre Aufgaben in
den Grenzen der kirchlichen Ordnung in eigener Ver­
antwortung.
(2) Die Kirchengemeinden_ nehmen am Leben der Kir­
che und durch ihre Vertretung in den Synoden auch an
der Leitung der Kirche teil. Sie stehen im besonderen
in der lebendigen Gemeinschaft des Kirchenkreises.

Artikel 7 

(1) Die Kirchengemeinden bleiben in ihren bi:sherigen
Gren:&m bestehen.
(2) Über eine Neubildung, Veränderung, Aufhebung
und Vereinigung von Kirchengemeinden beschließt nach
Anhörung der Beteiligten, wenn diese einverstanden
sind, das Konsistorium, andernfalls die Kirchenleitung.
(3) Wird eine Vermögensauseinandersetzung erforder­
lich, über die die Beteiligten sich nicht einigen, so
entscheidet der Rechtsausschuß der Evangelischen Lan-.
deskirche Greifswald.

Artikel 8 

(1) Glieder einer Kirchengemeinde sind alle getauften
. evangelischen Christen, die im Bezirk der Kircherige­

. meinde ihren Wohnsitz oder. dauernden Aufenthalt
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haben; wenn nicht ihre Zugehörigkeit zu einer anderen 
Gemeinde begründet ist. Die Verlegung des Wohll!Sitzes 
aus einer Kirchengemeinde in eine andere hat den 
Wechsel der Zugehörigkeit zur Kirchengemeinde zur 
Folge, soweit nicht besondere abweichende Vorschriften 
bestehen, Das gleiche gilt beim Zuzug von Gliedern 
anderer evangelischer Landeskirchen. Das Nähere be­
stimmt die Kirchenleitung. 
(2) Personen, die nicht Gemeindeglieder sind, können
nach den Bestimmungen der Ordnung des kirchlichen
Lebens in die Gemeinde aufgenommen werden.

(3) Das Nähere regelt ein Kirchengesetz.

Artikel 9 

Wer nach den Bestimmungen des staatlichen Rechts 
aus der Kirche. austritt oder wer zu einer anderen 
Religionsgemei�chaft übertritt, verliert die Gemeinde-
gliedschaft. __ . 

Artikel 10 

In besonderen Fällen kann zugelassen werden, daß 
Gemeindeglieder ni.cht - der Kirchengemeinde ihres 
Wohnsitzes oder dauernde Aufenthalts, sondern einer 
anderen Kirchengemeinde angehören. Das Nähere be­
stimmt die Kirchenleitung. 

Artikel 11 

Von den Gemeindegliedern wird erwartet, daß sie ihr 
persönliches Leben in Haus und Beruf in der. Verant­
wortung vor Gott und in der Zucht der Liebe führen, 
daß sie am Gottesdienst und am Heiligen Abendmahl 
teilnehmen und dafür sorgen, daß ihre Ehe kirchlich 
eingesegnet wird, ihre Kinder getauft, christlich erzo­
gen und konfirmiert, ihre Entschlafenen µnter Mitwir­
kung der Kirche_· bestattet werden. Das Nähere be­
stimmt die Ordnung des kirchlichen Lebens; sie trifft 
auch Bestimmungen über die kirchliche Zucht. 

Artikel 12 

(1) Die Gemeindeglieder haben das Recht und die
Pflicht, nach dem Maß ihrer Gaben, Kräfte und Mög­
lichkeiten in der Gemeinde mitzuarbeiten. Ämter und
Dienste, die ihnen die Gemeinde überträgt, sollen sie
hingebend. und gewissenhaft wahrnehmen.

(2) Die Gemeindeglieder tragen durch ihre Abgaben und
, Opfer die Lasten der Kirche mit.

II. Xmter und Dienste

1. Das Pfarramt

Aufgaben und Stellung des Pfarrers
Artikel 13 

,,Der Pfarrer ist zum Dienst der öffentlichen Verkündi­
gung des Wortes und der Verwaltung der Sakramente 
berufea. Er hat in der Gemeinde vor allem die Fflicht, 
das Evangelium lauter und rein zu verkündigen, die 
Sakramente recht zu verwalten, die christliche Unter­
weisung durchzuführen, die Glieder der Gemeinde in 
ihren Häusern zu besuchen, den Dienst der Seelsorge 
mit tröstendem und die Gewissen schärfendem Worte 
auszuüben und in der diakonischen Arbeit der Ge­
meinde anregend und helfend mitzuwirken. 

(2) Der Pfarrer leitet die Gemeinde nach dem Worte
Gottes im Geist der Liebe und der Zucht.

Artikel 14 

In seinem �ist1ichen Amt ist der Pfarrer innerhafü der 
kirchlichen Ordnung selbständig_ und nur an sein Ordi­
nationsgelübde gebunden. 

Artikel 15 

(1) Mehrere Kirchengemeinden können unter einem
Pfarramt zu einem Pfarrsprengel verbunden sein. 

(2) In· großen Kirchengemeii;1den kann das Pfarramt
mit mehreren Pfarrern besetzt werden,

Artikel 16 
(1). In Kirchengemeinden mit mehreren Pfarrern liegt 
die Vertretung des Pfarramts und die Geschäftsführung 
in der Hand desjenigen, der den Vorsitz im Gemeinde­
kirchenrat führt. 

(2) Jedem Pfarrer ist ·ein bestimmter Teil der Gemeinde
als selbständig zu verwaltender Seelsorgebezirk und in
der Regel gleicher Anteil an den pfarramtlichen Pflich­
ten zuzuweisen, sofern ihm nicht ein besonderes Ar­
beitsgebiet übertragen ist

(3) Das Nähere regelt eine Pfarrdienstordnung, die vom
Gemeindekirchenrat aufgestellt wird und der Genehmi­
gung des Superintendenten bedarf. Ist der Superinten­
dent selbst beteiligt, so liegt die Genehmigung dem
Konsistorium ob.

Artikel 17 
(1) Falls es dem Pfarrer vorübergehend nicht möglich
ist, die ihm obliegenden Amtspflichten zu erfüllen, hat
er für Vertretung zu sorgen.

(2) Zu Amtshandlungen für Gemeindeglieder, die nicht
zu seinem _Pfarrsprengel gehören, bedarf es der Vorlage
eines Dimissoriales, sofern nicht etwas anderes orts­
üblich ist. In Kirchengemeinden mit mehreren Seelsor­
gebezirken kann der Gemeindekirchenrat bestimmen,
daß die Vorlage eines Dimissorales auch dann erforder­
ist, wenn ein Pfarrer · eines anderen Seelsorgebezirkes
zu -einer Amtshandlung in Anspruch genommen werden
soll.

(3) In einer anderen Kirchengemeinde darf er nur mit
Zustimmung des zuständigen Pfarrers amtieren. Ver­
sagt dieser die Zustimmung, so kann die Entscheidung
des Gemeindekirchenrats angerufen werden. Versagt sie
auch der Gemeindekirchenrat, so entscheidet der Super­
intendent.

Artikel 18 
Der Pfarrer darf seinen Dienst, insbesondere auch die 
Spendung des Heiligen Abendmahls, einem evangeli­
schen Christen nicht deshalb versagen, weil dieser ei­
nem anderen innerhalb des Bundes der Evangelischen 
Kirchen in der Deutschen Demokratischen Republik gel­
tenden Bekenntnis angehört. 

Artikel 19 • 

(1) Das Beichtgeheimnis ist unverbrüchlich.
(2) Die Vorschriften über die Amtsverschwiegenheit ent­
hält Artikel 156.

Artikel 20 

(1). Von dem Pfarrer wird erwartet, daß er täglich im 
Umgang mit de!ll Worte Gottes und im Gebet lebt und 
mit seinem Hause ein Leben in christlichem Geist und 
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in christlicher Zucht führt. Er steht in der Gemeinschaft 
des Dienstes und Lebens mit den Amtsbrüdern des Kir­
chenkreises, mit denen er sich regelmäßig im Konv:ent · 
zusammenfindet. D,s Nähere regelt. eine Konventsord­
nung1). Die Teilnahme am Konvent gehört zu seinen 
Amtspflichten. 

(2) Der Vorbereitungsdienst wird mit einer · zweiten
Prüfung vor dem Theologischen Prüfungsamt abge­
schlossen. Wer sie besteht und für geeignet befunden
wird, kann von der Kirchenleitung in den Dienst der
Kirche übernommen un<r·ordiniert werden. Der Ordi­
nierte führt die Amtsbezeichnung Pastor und kann zum
Pfarrer berufen werden. Bis zur festen Anstellung wird
er mit der Unterstützung eines Pfarrers- oder mit der
Verwaltung einer Pfarrstelle widerruflich beauftragt.
(3) Das Nähere über die Vorbildung der Pfarrer und
ü,ber die Zulassung zum Amt bestimmen besondere
Ordnungen.3)

(2) Von den Trägern des leitenden geistlichen Amtes er­
fährt der Pfarrer Rat, Hilfe und seelsorgerlichen Dierist.
Er soll sich in allen Nöten vertrauensvoll an sie wen­
den, in der Regel zunächst an den Superintendenten.
Ihre Besuche und Visitationen hat er. als einen geist­
lichen .Dienst der Kirche an Amt und Gemeinde anzu-
nehmen. (4) Die Kirch'enleitung kann auch Männer und Frauen

Artikel 21 zum pfarramtlichen Dienst zulassen, die eine andere 
Vorbildung haben, als sie in Absatz 1 Satz 1 vorgesehen(1) Der Pfarrer steht in Lehre, Dienst und Leben in_ ist. Dal.! Nähere bestimmt eine besondere Ordnung.4) der brüderlichen Zucht, die von den Amtsbrüdern, vor 

. allem von dem Superintendenten, geübt wird. Artikel 26 
(2) Reicht weder die brüderliche Mahnung noch die
Vermahm,mg der leitenden geistlichen Amtsträger aus,
um Anstöße zu beseitigen, so tritt die Disziplin der
Kirche ein. Das Nähere bestimmt ein Kirchengesetz.

Artikel 22 

(1) Der Pfarrer steht als verordneter Diener des,Wortes
a{if Lebenszeit zur Kirche in einem Dienstverhältnis
besonderer Art.

(2) Der Pfarrer hat ein Anrecht auf Hilfe, Schutz und
Fürsorge· der Kirche. Mit seinem Unterhalt ist er, so­
lange er eine Gemeindepfarrstelle verwaltet, an die
Kirchengemeinde gewiesen, der die Kirche im Bedarfs­
fall die notwendige Hilfe gewährt. Bekleidet der Pfarrer
infolge von Umständen, die er nicht zu vertreten hat,
kein Amt, so sorgt die Kirche für ihn.

(3) Im übrigen werden die Rechte und Pflichten, die
sich aus dem Dienstverhältnis ergeben, unter Beachtung
der in dieser Kirchenordnung gegebenen Grundsätze zu
einer Ordnung der Die_nstverhältnisse der Pastoren2)
zusammengefaßt In ihr werden auch die Voraussetzun­
gen geregelt, unter .denen ein ·Pfarrer in ein_ anderes
Amt, in den Wartestand und in den Ruhestand versetzt
werden kann.

Artikel 23 

Die Kirchenleitung ist ermächtigt, einem Pfarrer mit 
besonderen Aufgaben eine entsprechende Amtsbezeich­
nung beizulegen. 

. Die Zulassüng zum Amt 

Artikel 24 

Die Kirche kann das Pfarramt nur solchen Männern 
und Frauen anvertrauen, die im Evangelium wurzeln, 
für das Amt zugerüstet sind und die Haltung zeigen, 
die einem kirchlichen Amtsträger· eignen muß. Sie 
prüft daher die, die das Amt begehren, auf ihre Vor­
bildung und ihre Eignung · und überträgt ihnen auf 
Grund dieser Prüfung das Predigtamt durch die Ordi­
nation. 

Artikel 25 

· (1) Die theologische� Vorbildung erfolgt auf staatlichen
Hochschulen und theologisch-wissenschaftlichen Ausbil­
dungsstätten der Kirche. Auf Grund einer theologisch­
wissenschaftlichen Prüfung und der sonstigen Eignung
entscheidet. die Kirchenleitung über die Aufnahme in
d�n Vorbereitungsdienst der Kirche.

(1) Die Ordination wird im Auftrag der Kirche unter
Gebet und Handauflegung in einer gottesdienstlichen
Handlung vollzogen, in der der zukünftige Pastor durch
ein Gelübde seine im Bekenntnis der Kirche 6ezeugte
Bindung an die Heilige Schrift. bejaht und sich zur
Treue im Amt, zum Gehorsam gegen die Ordnung der
Kirche und zu einem seinem Beruf innerlich und äußer­
lich entsprechenden Wandel verpflichtet.

'(2) Die Ordination gehört zu den Obliegenheiten des 
Bischofs (vgl. Art. 119 Abs. 4 und Art 81 Abs. 3 Ziffer 7). 
(3) Die mit der Ordination verlie�enden Rechte können
nach näherer'Bestimmung der kirchlichen Ordnung ent-
zogen oder abgelegt werden.5)

Artikel 27 

Die Berufung zum Pfarrer einer Kirchengemeinde 
setzt voraus, daß eine ordnüngsgemäß errichtete Pfarr­
stelle besetzt werden kann. 

1) Konventsordnung vom 27. Oktober 1953 ABI. Grfsw. ,
1956 Nr. 4 S. 42)

2) Pfarrerdienstgesetz vom 11. 11. 1960 (ABl. Grfsw. 1961
Nr. 11 S. 101) und Ausfü,hrungsgesetz vom 30. 1. 1963 ·
ABL-Grfsw. 1963 Nr.3 S. 25). Für Prediger s. Kirchen­
gesetz über das Amt des Predigers vom 6. 12. 1957
(ABI. Grfsw. 1958 Nr. 8-10 S. 37) in der Fassung des
Änderungsgesetzes vom 20. Juni 1976 JABI. Grfsw.
197.7 Nr. 7 S. 57) Für Pastorinnen s. VO über das Amt
Pastorin vom 3. 7. 1962 (ABI. Grfsw. 1963 Nr. 2 S.13)
und Kirchengesetz über das Amt der Pastorin vom
30. 1. 1963 (ABI. Grfsw. 1963 Nr. 2 S. 14).

3) S. Pfarrer-Ausbildungsgesetz vom 2. 12. 1965 (ABI.
Greifswald 1967 Nr. 1 S. 1 und Pfarrerdienstgeseti
vorri 11. 11. 1960 (ABL Greifswald 1961 Nr. 11 S. 101)
sowie Ordnung für Theologische Prüfungen vom 14.
4. 1970 (ABI. Greifswald 1970 Nr. 6 S. 57).

4) S. Kirchengesetz über das Amt des Predigers vom
6 .. 12. 1957 (ABI. Grfsw. 1958 Nr. 8-'10 S. 37) in der
Fassung des Änderungsgesetzes vom 20. Juni 1976
(ABI. Gr,fsw. 1977 Nr. 7 S. 57) 

5) S. §§ 66 ff. Pfarrdienstgesetz vorn 11. 11. 1960 (ABI.
Greifswald Nr. 11/1961 S.101).



Heft 2/3 1979 Amtsblatt 17 

Artikel 28 
Die Gemeindepfarrstellen werden abwechselnd durch 
die Kirchengemeinde \.lnter Bestätigung durch das Kon­
sistorium. und durch das Konsistorium unter vorher­
gehe_nder Beteiligung der Kirchengemeinde besetzt. Das 
Nähere über das Besetzungsverfahren regelt das Kir­
chengesetz über die Besetzung der Pfarrstellen.6) 

Artikel 29 
(1) Der Pfarrer wird im Gemeindegottesdienst durch
den Superintendenten eingeführt. Dabei wird ihm die
Berufungsurkunde übergeben. Der Beginn des Dienst­
verhältnisses wird durch besondere Ordnung geregelt.7) 

(2) Nach der Einführung hält der Pfarrer die Antrihs­
predigt und begrüßt damit zugleich die Gemeinde. Hat
die Ordination noch nicht stattgefunden, so ist sie mit
der Einführung zu verbinden.

Errichtung und Aufhebung von Pfarrstellen 
Artikel 30 

Ober die Errichtung neuer und die Aufhebung be­
stehender Gemeindepfarrstellen wie auch über die Her­
stellung und Aufhebung dauernder pfarramtlicher Ver­
bindungen von- Kirchengemeinden beschließt nach· An­
hörung des Gemeinde- und des Kreiskirchenenrates, 
wenn die Beteiligten einverstanden sind,. das Konsi­
storium, andernfalls die Kirchenleitung. 

Artil�el 31 
(1) Zur Erfüllung besonderer Aufgaben können Pfarrer,
Pastorinnen,. Prediger und Hilfskräfte auch im über­
gemeindlichen Dienst beschäftigt �erden. Hierfür kön­
nen übergemeindliche Stellen errichtet werden.
(2) Stellen des Kirchenkreises werden durch Beschluß
der Kreissynode errichtet und vom Kreiskirchenrat be­
setzt. Die Errichtung und die Besetzung bedarf der Be­
stätigung des Konsistoriums.
(3) Gesamtkirchliche Stellen :werden durch Beschluß
der Landessynode errichtet und von der Kirchenleitung
besetzt.
(4) Für diese Amtsträger im übergemeindlichen Dienst
gelten ·die Bestimmungen sinngemäß, die für die Amts­
träger in den Kirchengemeinden gelten.

2. Weitere Ämter und Dienste
Artikel 32 

(1) Die Erfüllung des Auftrages Jesu Christi erfordert
in der Gemeinde weitere Ämter und Dienste. Sie die­
nen der. Verkündigung des Evangeliums, der christli­
chen Unterweisung, der Seelsorge und dem Dienst der
Liebe, der Gestaltung des Gottesdienstes und des Ge­
meindelebens, der Verwaltung und der Pflege kirchli­
cher Grundstüdre und Gebäude.

. (2) Die Mitarbeiter in den verschiedenen Ämtern und 
Diensten sind in ihren Tätigkeitsbereich selbständig, 
unbeschadet der Befugnisse des Gemeindekirchenrates 

I' und anderer kirchlicher Organe und Dienststellen. Ihre 
Beteiligung an der Arbeit des Gemeindekirchenrates 
richtet sich nach Artikel 66. 

Artikel 33 
(1) Für bestimmte Aufgabenbereiche in Verkündigung·
und Unterweisung köl'l.nen in der Gemeinde neben dem

. Pfarrer· andere Mitarbeiter tätig sein. Ihr Dienst macht 
sie mitverantwortlich für das Leben in der Kirchen­
gemeinde. Mitarbeiter und Gemeindepfarrer halten des­
halb ständige Verbindung untereinander. 

(2) Der Dienst der Mitarbeiter kann sich auf die Auf­
gaben der Unterweisung 8) beziehen, auf die Arbeit an
den Kindern aller Altersstufen, Jugend-, Eltern- und
Familienarbeit, den Dienst im kirchlichen Kindergar-

. ten, aber auch auf die Besuchsarbeit, Seelsorge oder
Gemeindekreise 
(3) Der Verantwortungsbereich des Mitarbeiters muß
klar umgrenzt sein. Der Mitarbeiter ist in seinem Dienst
an Schrift und Bekenntnis gebunden.

Artikel 34 
(1) Für die Pflege der Kirchenmusik und der Singarbeit
in der Gemeinde trägt der Kirchenmusiker 9) die Ver­
antwortung. Der Dienst des Kirchenmusikers umfaßt
die Aufgaben des Organisten und Chorleiters. Seine Tä­
tigkeit dient der Verkündigung, der Anbetung und dem
Gemeindeaufbau.

. (2) Der Dienst des Kirchenmusikers in einer Kirchen­
gemeinde kann verbunden sein mit anderen Aufgaben,
insbesondere der Verkündung und Unterweisung, der
Diakonie und Verwaltung.

Artikel 35 
Der diakonische Dienst in der Gemeinde erstreckt sich 
auf , den Dienst an Alten, Kranken, Hilfsbedürftigen 
und Geschädigten. Durch seinen Dienst trägt der Mit­
arbeiter ih der Gemeindediakonie 10) zur engeren Ver­
bindung zwischen Kirche und Familie sowie zwischen 
Kirchengemeinde und diakonischen Anstalten bei. 

Artikel 36 
Für Verwaltungsaufgaben können Mitarbeiter haupt­
oder nebenberuflich angestellt werden. Die Anstellung 
erfolgt in der'Regel im Vertragsverhältnis. Falls sie 
Dienste voh besonderer Verantwortung wahrnehmen, 
können sie auf Lebens,!:eit berufen werden. 

Artikel 37 
Für die würdige Vorbereitung der gottesdienstlichen 
Räume und für die äußere Ordnung während der got­
tesdienstlichen Feier sorgt der Küster. Zu seinen Auf­
gaben ge];lört unter anderem, für die Durchführung der 
Läuteordnung sowie für Ordnung und Sauberkeit kirch­
licher Gebäude und Grundstücke �u sorgen. 

Artikel 38 
(1) Die Mitarbeiter in der Gemeinde müssen für den
kirchlichen Dienst ·geeignet und für ihr Aufgabengebiet
vorgebildet sein. Einzelheiten hierüber regeln die be- ·
treffenden Kirchengesetze und Ordnungen.
(2) Die Einsegnung und Einführung der Mitarbeiter
richtet sich nach den für sie geltenden Ordnungen.

6) Kirchengesetz über die Besetzung der Pfarrstellen
vom 2. Juni 1950 (ABL Grfsw. 1950 Nr. 3 S. 52 - siehe
Anhang - und VO über die Wiederbesetzung von
Pfar,rstellen vom 2. 3. 1960 · (ABL Grfsw. 1960 Nr .
3-4 s. 7)

7) S. § 9 Pfarrerdienstgesetz vom 11. 11. 1960 (ABI.
Grfsw. 1961 Nr. 11 S. 101).

8) Ordnung für den katechetischen Dienst vom 30.4.1963
(ABI. Grfsw. 1963 Nr. 5 S. 53).

9) Kirchengesetz über die Vorbildung und Anstellungs­
fähigkeit von Kirchenmusikern; Berufsordnung für
das Kirchenmusikalische Amt; Kirchenmusikalische
Fachaufsichts9rdnung, alle vom 11. 1:1. 1960 (ABI .
Grfsw. 1962 Nr.2 S. 14 ff)

16) Kirchengesetz über das . Amt, die Ausbildung und
die Anstellung der Diakone vom 13. 2. 1959 (ABl.
Grfsw. 1960 Nr. 7-8 S. 33).
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Artikel 39 

Die Mitarbeiter stehen im Dienst der Kirchengemeinde 
oder des Kirchenkreises. Die Anstellung kann auch 
durch die Landeskirche sowie durch kirchliche Anstal­
ten und Einrichtungen erfolgen. Die Mitwirkung ande­
rer Organe und Dienststellen bei der Anstellung richtet 
sich nach den dafür geltenden Ordnungen. 

Artikel 40 

Geeignete Gemeindeglieder können für verschiedene 
.Ämter und Dienste sowie für besondere Aufgaben der 
Gemeinde eingesetzt werden. Den Einsatz regelt der 
zuständige Mitarbeiter im Einvernehmen mit ·dem Ge­
meindekirchenra t. 

Artikel 41 

Zum Predigtdienst können besonders befähigte und. 
vorgebildete Gemeindeglieder auf Antrag, des Gemein­
dekirchenrates durch das Evangelische Konsistorium 
widerruflich zugelassen werden. 

3. Das Ältestenamt

Artikel 42 

Aufgabe der .Ältesten ist es, gemeinsam mit dem Pfar­
rer und den weiteren Mitarbeitern der Gemeinde die 
Angelegenheiten der Gemeinde, soweit sie nicht dem 
Pfarrer oder einzelnen Mitarbeitern vorbehalten sind, 
so zu ordnen, daß es in der Gemeinde dem Geist Jesu 
Christi gemäß recht und ordentlich zugeht. 

,Artikel 43 

Die .Ältesten sollen in der Teilnahme am kirchlichen 
Leben, in der Mitarbeit an den Aufgaben der Gemeinde 
und in ihrer eigenen Lebensführung den Gemeindeglie­
dern ein Vorbild geben und sie zu lebendiger Teilnah­
me an Leben und Arbeit der Gemeinde führen. Sie sol­
len sich über die innere und äußere Lage der Gemeinde 
Kenntnis und Urteil verschaffen und beides in der Ge­
meindeleitung fruchtbar machen. 

Artikel 44 

Für das .Ältestenamt dürfen nur Gemeindeglieder auf­
gestellt werden, die sich treu zu den Gottesdiensten und 
Abendmahlsfeiern 'halten, die kirchlichen Lasten mit­
tragen und sich nach Gabe und Bewährung zum .Älte­
sten eignen. Sie müssen am Wahltage das 18. Lebens­
jahr vollendet haben. Gemeindeglieder über 70 Jahre 
können nur mit Zustimmung des Kreiskirchenrates für 
das .Ältestenamt aufgestellt werden. 

Artikel 45 
Die Zahl der .Ältesten richtet sich nach der Größe der 
Kirchengemeinde. Es sollen wenigstens vier und höch­
stens zwölf gewählt werden. Das Nähere bestimmt der 
Gemeindekirchenrat mit Zustimmung des Kreiskirchen- · 
rates. 

Artikel 46 
(1) Die Ältesten werden durch einen Wahlausschuß der
G.emeinde gewählt. Gleichzeitig können in einem geson­
derten Wahlgang Ersatzälteste gewählt werden.
(2) Der Wahlausschuß besteht aus den Mitgliedern des
Gemeindekirchenrates und den über 18 Jahre alten Mit­
gliedern des Gemeindebeirates.

Artikel 47 
(1) Der Wahlausschuß wird vom Vorsitzenden des Ge­
meindekirchenrates geleitet.

(2) Zur Vornahme der Wahlhandlung ist dieAnweseri­
heit von mindestens zwei Drittel der Mitglieder dP.s
Wahlausschusses erforderlich.
(3) Im übrigen finden die Bestimmungen des Artikels
68 Ziff. 2 Satz 1, Ziff. 4 und Ziff. 5 Satz 1 über die Ge­
schäftsführung des Gemeindekirchenrates sowie die Be­
stimmung des Artikels 156 über die Pflicht zur Ver­
schwiegenheit entsprechende Anwendung.

Artikel 48 
qer Wahltermin für fällige Ältestenwahlen wird von 
der Kirchenleitung festgesetzt. 

Artikel 49 
(1) Sind .Älteste zu .wählen, so stellt der Gemeindekir­
chenrat nach Beratung mit dem Gemeindebeirat späte­
stens acht Wochen vor der Wahl eine vorläufige Vor­
schlagsliste auf, in der die einzelnen Seelsorgebezirke
oder Ortschaften angemessen zu berücksichtigen sind
und die mehr Namen enthalten muß als .Älteste zu
wählen sind.
(2) Wer bei der Kirchengemeinde hauptberuflich ange­
stellt ist, ist nicht in die Vorschlagsliste aufzunehmen. 
Eine Berufung in den Gemeindekirchenrat richtet sich 
nach Artikel 66 Abs. 2. 

Artikel 50 
Die in die vorläufige Vorschlagsliste aufgenommenen 
Gemeindegliecler sind durch den Gemeindekirchenrat zu 
befragen, ob sie bereit sind, das Amt eines Ältesten zu 
übernehmen und das .Ältestengelübte abzulegen. 

/ 

Artikel 51 

(1) Nach Befragung gemäß Artikel 50 hat der Gemeinde­
kirchenrat die Gemeinde von der bevorstehenden .Älte­
renwahl sowie von der vorläufigen Vorschlagsliste
durch Kanzelabkündigung in zwei aufeinanderfolgenden
Gottesdiensten an verschiedenen Sonntagen und mög­
lichst durch Aushang in Kenntnis zu setzen. Dabei ist
mitzuteilen, daß aus der Gemeinde innerhalb einer
Woche seit der letzten Kanzelabkündigung beim Vor­
sitzenden des Gemeindekirchenrates Vorschläge zur
Ergänzung der vorläufigen Vorschlagsliste oder auch
Einsprüche 'gegen die vorläufige Vorschlagsliste einge­
reicht werden können. Auf die Voraussetzungen des
Artikels 44 ist die Gemeinde hinzuweisen.
(2) Zur Einreichung von Ergänzungsvorschlägen oder
Einsprüchen sind Gemeindeglieder berechtigt, die min­
destens 18 Jahre alt und im vollen Besitz der kirchli­
chen Rechte sind.
(3) Der Gemeindekirchenrat berät mit dem Gemeinde­
beirat die Ergänzungsvorschläge und Einsprüche und
weist solche zurück, die den Erfordernissen der Artikel
44 und 51 Abs. 2 nicht entsprechen. Gegen die Zurück­
weisung könrien die Beteiligten innerhalb einer Woche
Beschwerde beim Gemeindekirchenrat einlegen. Gibt
dieser der Beschwerde nicht statt, so legt er sie dem
Kreiskirchenrat vor, der,..1 hierüber binnen 2 Wochen
endgültig entscheidet.
(4) Die zugelassenen Ergänzungsvorschläge sind der
Gemeinde durch Kanzelabkündigung in einem Gottes­
dienst und möglichst durch Aushang bekanntzugeben
mit dem Hinweis, daß aus der Gemeinde innerhalb
einer Woche seit der Kanzelabkündigung gegen die E_r­
gänzungsvorschläge Einspruch beim Vorsitzenden des
Gemeindekirchenrates eingelegt werden kann; die Be­
stimmung des Abs. 3 gilt hierfür entsprechend.
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Artikel 52 

(1) Nach Ablauf der im Artikel 51 genannten Fristen
stellt der Gemeindekirchenrat auf der Grundlage der
vorläufigen Vorschlagsliste unter Berücksic;htigung ,der
zugel!assenen Erg;ärn21u!tJlg-svoIBchläge und Einsprüche der
Gemeinde eine endgültige Vorschlagsliste entsprechend
Artikel 49 auf.
(2) Hiernach wählt der Wahlausschuß aus der endgül­
tigen Vorschlagsliste die Ältesten in geheimer Ab­
stimmung mit Stimmzetteln. Jedes Mitglied des Wahl­
ausschusses darf nur einen· Stimmzettel abzugeben.
(3) Die Stimmzettel haben die Vorgeschlagenen in
alphabetischer Reihenfolge nach Namen, Vornamen, Be­
ruf und Anschrift zu bezeichnen und bei jedem vorge­
schlagenen eine Stelle zum Ankreuzen zu enthalten. Es 
dürfen höchstens so viele Namen angekreuzt wer-den, 
wie Älteste ZU wählen sind; Stimmzettel mit niehr An­
kreuzungen sind ungültig .. Weiterhin ungülig sind 
Stimmzettel, 

a) die eine Verwahrung oder einen Vorbehalt gegen­
über einem Vorgeschlagenen enthalten,

b) die auf andere Namen lauten als in dem Stimmzet­
tel gemäß der endgültigen Vorschlagsliste aufgeführt
sind.

(4) Nach Abgabe der Stimmzettel und Auszählung der
Stimmen stellt der Vorsitzende des Wahlausschusses
das Wahlergebnis fest.
(5) Gewählt sind in der festgesetzten Zahl zu Ältesten
diejenigen, die die meisten Stimmen erhalten haben.
Bei Stimmengleichheit an der Grenze der festgesetzten
Ältestenzahl entscheidet das Los.

(6) Ehegatten, Geschwister, ·Eltern und Kinder, Groß­
eltern und Enkel dürfen nicht gleichzeitig Älteste der­
selben Gemeinde sein. Werden sie gleichzeitig gewählt,
so gilt nur die. Wahl desjenigen, der die höhere Stim­
menzahl erhalten hat;. bei Stimmengleichheit entschei­
det das Los.

(7) Das Wahlergebnis ist 1n der Niederschrift zu ver­
merken, der alle abgegebenen Stimmzettel beizufügen
sind. Die Niederschrift und die Stimmzettel werden vom
Gemeindekirchenrat in Verwahrung genommen.

Artikel 53 

(1) Die Namen der gewählten Ältesten werden im näch­
sten Gottesdienst der Gemeinde bekanntgegeben.

(2) Die Al testen werden im Gottesdienst-' vor der ver­
sammelten Gemeinde in ihr Amt eingeführt Sie haben
dabei das Amtsgelöbnis abzulegen. Der den Vo'rsitz im
Gemeindekirchehrat fi,\hrende Pfarrer fragt:

,,Ich frage Euch vor Gott und dieser Gemeinde: 

Wollt Ihr im Vertrauen auf Gott und sein Wort das 
Euch befohlene Amt dem Bekenntnis und den Ordnun­
gen der Kirche gemäß sorgfältig verwalten und gewis­
senhaft darauf achten, daß alles ordentlich und ehrbar 
in der Gemeinde zugehe und als treue Älteste für das 
Evangelium Jesu Christi und seine Kirche eintreten, so 
antwortet: Ja." 

Die Ältesten antworten: ,,Ja, mit Gottes Hilfe." 

(3) Erst nach Ablehnung des Gelöbnisses kann das Älte­
stenamt ausgeübt werden. Wer das Gelöbnis verwei­
. gert, kann nicht Ältester sein.

Artikel 54 
(1) Das Amt des Ältesten dauert acht Jahre. Von vier
zu vier Jahren scheidet die Hälfte der Ältsten aus.
(2) Bei völliger Neubildung eines Gemeindekirchenrates
scheidet bereits· nach vier Jahren die Hälfte der Älte­
sten aus; wer ausscheidet wird durch das Los bestimmt.
(3) DieAusscheidenden bleiben bis zur Einführung ihrer
Nachfolger im Amt.
(4) Älteste, die wiedergewählt sind, werden unter Hin­
weis auf das früher geleistete Gelöbnis durch Hand-

. schlag für die neue Amtszeit verpflichtet.

Artikel 55 
Ein Ältester kann sein ·Amt nur aus erheblichen Grün­
den niederlegen, u. a. wenn er durch Krankheit oder 
andere außerordentliche Schwierigkeiten an der stän­
digen Ausübung seines Amtes verhindert ist. 

Artikel 56 
(1) Einern Ältesten, der seine Pflicht versäumt oder sich
unwürdig verhält, kann der Gemeindekirchenrat eine
brüderliche Mahnung oder, falls das nicht ausreicht,
der Kreiskirchenrat einen Verweis erteilen. Liegt eine
grobe Pflichtwidrigkeit vor, so kann der Kreiskirchen­
rat die Entlassw;ig aus dem Ältestenamt beschließen.
Er hat. vorher den Gemeindekirchenrat und den Älte­
sten zu hören.
(2) Gegen den Beschluß ist binnen zwei Wochen Be­
schwerde beim Rechtsausschuß (Artikel 148) zulässig.
Dieser entscheidet endgültig.
(3) Wer aus dem Ältestenamt entlassen ist, darf nur
mit Zustimmung des Kreiskirchenrates wied�r in die
Vorschlagsliste (Artikel 49 Abs, 1, 52 Abs.-1) aufgenom­
men werden.

Artikel 57 

(1) Tritt ein zum Ältesten Gewählter sein Amt nicht an 
oder scheidet ein Ältester während seiner Amtsdauer
aus, so stellt der Gemeindekirchenrat auf Grund der
Wahlniederschrift fest, welcher Ersatzälteste für dessen
Amtsdauer als Ältester in den Gemeindekirchenrat ein­
tritt.

(2) Ist die Liste der gewählten Ersatzältesten erschöpft
oder sind keine Ersatzältesten gewählt worden; so kann
der Wahlausschuß Älteste für die Amtsdauer ausge­
schieden�r .Ältester wählen. Diese Wahl erfolgt in ent­
sprechender Anwendung von Artikel 49 bis 53, wobei
die Vorschlagsliste gern. Artikel 49 Abs.' 1 nicht mehr
Namen zu enthalten braucht, als Älteste zu wählen
.sind.

III. Der Gemeindekirchenrat

Artikel 58 

(1) Dem Gemeindekirchenrat obliegt die Mitverantwor­
tung für die Pflege des �eben Lebens und damit
zugleich auch für die rechte Verkündigung des Evange­
liums. In dieser Verantwortung leitet er die Gemeinde
unbeschadet des besonderen Auftrages des Pfarrers.

(2) Er sorgt dafür, daß der Gemeinde Gottes Wort viel­
fältig angeboten wird und trägt die Verantwortung da­
für, daß die Gottes,dienste regelmäßig uad in ausrei­
chender Zahl gehalten• werden und daß, sofern der
Pfarrer oder Vertreter den Gottesdienst nicht versehen
kann, Lesegottesdienst durch einen Ältesten oder ein
anderes Gemeindeglied gehalten wird. Er regelt auch
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die von den Ältesten im Gottesdienst zu übernehmen­
den Aufgaben und_ tritt für die Heiligung der Sonn- und 
Feiertage ein: 

(3) Er hat dafür zu sorgen, daß der Dien.St 'des Pfarrers
und der anderen Amtsträger der Kirchengemeinde
durch die Mitarbeit der Ältesten und anderer Gemein­
deglieder wirk&am unterstützt wird.

(4) Er hat darauf zu achten, daß die persönliche Ver­
bindung zwischen Amtsträgern und Gemeindegliedern
du_rch Hausbesuche gepflegt wird. 

_(5) Er ist für die Ausübung der Kirchenzucht in der 
Gemeinde verantwortlich·. 

(6) Er ist mitverantwortlich dafür, daß die kirchliche
Unterweisung der Jugend, sowohl i� d;r Christenlehre
als auch im Konfirmandenunterricht, in rechter Weise 
durchgeführt werden kann.

(7) Er hat dafür zu sorgen, daß die anerkanntenWerke
der Kirche in der Kirchengemeinde Stützung und Mit­
arbeit finden. 

(8) Er soll sich der Armen und Kranken · sowie der 
Hilfsbedürftigen annehmen. 

(9) Er hat darüber hinaus die Pflicht, die äußeren ·vor­
. aussetzungen zu schaffen, die notwendig sind, um den 

Dienst der Kirche zu ermögliche11 und wirksam zu ge­
stalten.· 

Artikel 59 

Wenn die Gemeinde durch das Verhalten eines Pfarrers 
oder eines Ältesten Schaden erleidet, soll der Gemeinde­
kirchenrat hierüber - wenn persönliche Aussprache 
nicht zum Ziele führt - zunächst selb&t beraten und 
erforderlichenfalls dem Superintendenten berichten. 
Das gleiche gilt bei Verstößen anderer Amtsträger der 
Kirchengemeinde, soweit nicht der Gemeindekirchen­
rat nach der kirchlichen Ordnung selbst weitere Maß­
nahmen zu treffen vermag. 

Artikel 60 

Zur Abänderung der üblichen Zeit der öffentlichen Got­
tesdienste bedarf es des Einverständnisses zwischen 
dem Pfarrer und dem Gemeindekirchenrat, ebenso zur 
Vermehrung oder Verminderung der regelmäßigen Got­
tesdienste. Bei Meiriungsverschiedenheiten kann die 
Entscheidung des Kreiskirch�nrats herbeigeführt wer­
den. Eine dauernde Verminderung der Gottesdienst.e 
bedarf auch der Zustimmung des Konsistoriums. 

Artikel 61 

(1) Der Gemeindekirchenrat entscheidet, wenn kirch�
liehe Werke oder Vereinigungen Räume der Gemeinde
für gottesdienstlich� Veranstaltungen in Anspruch neh­
men wollen. Die Kirchenleitung entscheidet für Ein­
sprüche und hat -das Recht, allgemeine. Richtlinien zu
geben.

(2) Dijs gleiche gilt, wenn in den Räumen der Kirchen­
gemeinde nichtgottesdienstliche Veranstaltungen statt­
finden sollen; sie dürfen nur zugelassen werden, wenn
sie mit der Bestimmung und der Würde des Raumes in
Einklang stehen. 
(3) Bestimmungen darüber, inwieweit kirchliche Räume 
anderen Kirchen oder religiösen Gemeinschaften zur
Verfügung gestellt werden· dürfen, bleiben dem Konsi­
storium vorbehalten.

Artikel 62 

(1) Der Gemeindekirchenrat errichtet und besitzt die 
Amtsstellen der Kirchengemeinde unter Beachtung eines
etwa bestehenden Stellenplans der Evangelischen Lan­
deskirche Greifswald und regelt deren Obliegenheiten,
soweit erforderlich, durch eine Dienstordnung.

(2) Er verwaltet das kirchliche Vermögen einschließlich 
der kirchlichen Stiftungen und Anstalten der Kirchen­
gemeinde, soweit deren Satzungen die Verwaltung nicht
anders regeln, und führt die Wirtschaft der Kirchenge­
meinde nach den Bestimmungen der kirchlichen Ver­
waltungsordnung. Insbesondere· stellter den Haushalts­
plan auf und nimmt die Rechnungen der kirchlichen
Kassen ab. 
. 

. 

(3) Er erhebt die Kirchensteuern nach Maßgabe der
hierfür geltenden Ordnung, beschließt im Rahmen der 
von der Kreissynode oder der Landessynode aufgestell­
ten Richtlinien über die Erhebung von Umlagen und ·
über die Aufstellung von Gebühre�ordnungen und be­
stimmt über die Verwendung der kirchlichen Opfer und 
Kollekten, die er im Rahmen eines von der Kirchen­
leitung aufgestellten Planes ausschreibt. 

Artikel 63 

Der Gemeindekirchenrat vertritt diJ! Kirchengemeinde 
in Rechtsangelegenheiten, insbesondere auch vor Ge­
richt. 

Artikel 64 

Für besondere Einrichtungen kann der Gemeindekir­
chenrat kirchlichengemeindliche Ordnungen oder Sat­
zungen beschließen. Diese können die Kirchenordnung 
ergänzen, dürfen ihr aber nicht. widersprechen. Sie un­
terliegen der Genehmigung der Kirchenleitung, die vor­
her den Kreiskirchenrat hört. 

Artikel 65 

In wel�en Fällen Entschließungen des Gemeindekir­
chenrats zu ihrer Wirksamkeit einer Mitwirkung ande• 
rer kirchlicher Stellen, insbesondere des Kreiskirchen­
rats, des Konsistoriums oder der Kirchenleitung bedür­
fen, richtet sich nach den jeweils hierfür bestehenden 
besonderen Bestimmungen. 

Artikel 66 

(1) Zum Gemeindekirchenrat gehören die Ältesten und
die Amtsträger, die in einem Pfarramt der Kirchenge­
meinde fest angestellt oder mit der Verwaltung oder 
Mitverwaltung eines sQlchen Amtes vorübergehend be­
traut sind. Das gleiche gilt für festangestellte Pastorin­
nen und Prediger, die in der Gemeinde Dienst tun. 

(2) In den Gemeindekirchenrat können ferner durch den 
Wahlausschuß (Art. 46) im Zusammenhang mit einer
angeordneten Neuwahl von Ältesten {Art. 48 und 54 
Abs. i Satz 2) und jeweils für die Zeit bis zur nächsten
angeordneten Neuwahl von Ältesten Mitarbeiter, die 
hauptberuflich in einem Dienstverhältnis zur Kirchen­
gemeinde stehen, bis zu 25 % der Gesamtzahl der Älte;. 

sten (Art. 45) berufen werden. Jeweils vorher beschließt
der Wahlausschuß darüber, ob eine· Berufung erfolgen
der 'Wahlausschuß darüber, öb eine solche Berufung 
erf�lgen soll. Die Entscheidung hierüber sowie über die
Berufung selbst erfolgt in geheimer Abstimmung mit 
Stimmzetteln. Die Bestimmungen des . Art. 52 Abs. 5 
und 6 finden sinngemäß Anwendung. Nachberufung ist 
möglich.
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(3) Vikarinnen, Vikare und Hilfsprediger der Kirchen­
gemeinde, die nicht. aach Absatz 1 dem Gemeindekir­
chenrlc!t als Mitglieder a_ngehören, sind zu den. Sitzun­
gen mit beratender Stimme hinzuzuziehen. Das gleiche
gilt in den Angelegenheiten ihres Arbeitsgebietes für die
Träger sonstiger kirchlicher Ämter und Dienste, soweit 
sie nicht nach Abs. 2 dem Gemeindekirchlichenrat an­
gehören. Sie sind auch zur Stellung von Anträgen
berechtigt.

Artikel 67 
(1) Den Vorsitz im Gemeindekirchenrat führt der Pfarr­
stelleninhaber. In Gemeinden mit mehreren Pfarrstel­
len wechseln die Pfarrstelleninhaber in der Reihenfolge
ihres kirchlichen Dienstalters von drei zu drei Jahren 
neuen Haushaltsjahres ein. Der Gemeindekirchenrat.
im Vorsitz. Der Wechsel tritt mit · dem Beginn eines
Reuen Haus!h,altjahres ein. Der Gemeindekirchenrat
kann mit Zustimmung des Kreiskirchenrats im Einzel­
fall eine längere Amtsdauer beschließen, wenn die be­
sonderen Gaben des einzelnen Pfarrstelleninhabers
oder andere wichtige Gründe es nahelegen; das Konsi­
storium kann auch v;on · sich __ aus eine anderweitige Re­
gelung treffen. Verzicht auf den Vorsitz is_t mit Geneh­
migung des Superintendenten zulässig. 
(2) Der Gemeindekirchenrat wählt aus den Ältesten
einen stellvertretenden Vorsitzenden, jedoch kommt in
Gemeinden mit mehreren Pfarrstellen die Vertretung
im Vorsitz in erster Linie dem jeweiligen Vorgänger 
im Vorsitz und in Ermangelung eines solchen dem näch­
sten zum Vorsitz berufenen Pfarrstelleninhaber zu. 
(3) Ist die Pfarrstelle erledigt öder liegen sonst wichtige
Gründe vor, so kann der Superintendent oder das Kon­
sistorium den Vorsitz aucli. abweichend von vorstehen­
den Bestimmungen anderweitig regeln.

Artikel 68 
Für die Geschäftsführung des Gemeindekirchenrats gilt: 
1. Der Gemeindekirchenrat soll eini:nal im Monat zu­

zammentreten. Er muß einberufen werden, wenn ein
Drittel der Mitglieder oder die leitenden Amtsträger
oder Organe des Kirchenkreises oder der E.;,.angeli­
schen Landesekirche Greifswald es begehren. Er ist
beschlußfähig, wenn mehr als die Hälfte der Mitglie­
der anwesend ist.

2. Die Verhandlu�gen·· werden mit Gottes Wort und
Gebet eröffnet und· mit Gebet beschlossen. Der Vor­
sitzende leitet die Verhandlungen. Bei Abstimmun­

gen entscheidet die Mehrheit der Stimmen, bei Stim­
mengleichheit entscheidet der Vorsitzende, bein Wahlen 
das Leis. 
3. Wer an dem Gegenstand der Beschlußfassung per­

sönlich beteiligt ist, stimmt nicht mit. Bei der Ver­
handlung darf er nur mit ausdrücklicher Genehmi­
gung des Gemeindekirchenrats anwesend sein, vor 
der Abstimmung hat er sich zu entfernen. Die Be­
achtung dieser Vorschrift ist in der Verhandlungs­
niederschrift· festzusteilen:-

4. Die Beschlüsse sind in einem Protokollbuch aufzu­
zeichnen. Die Niederschrift ist vorzulesen und -
nachdem sie genehmigt ist - vorn Vorsitzenden und
einem Mitglied zu unterzeichnen.

5. Die Verhandlungen des Gemeindekirchenrats sind
niclit öffentlich. Die leitenden Amtsträger und die
Vertreter des Kreiskirchenrats, des Konsistoriums
und der Kirchenleitung können an den Beratungen
jederzeit teilnehmen, das Wort ergreifen und An-

träge stellen. In besonderen Fällen können sie den 
Vorsitz_ übernehmen. 

6. Der Vorsitzende trifft die geschäftlichen Maßnahmen 
zur Ausführung der Beschlüsse des Gemei111dekir­
chenrats. Er führt den Schriftwechsel. In eiligen Fäl­
len ordnet er bis zum Zusammentritt des Gemeinde­
kirchenrats einstweilen das Erforderliche selbst an. 

7. Beschlüsse des Gemeindekirchenrats werden durch 
Auszüge aus dem Protokollbuch beurkundet, die der 
Vorsitzende beglaubigt.

8 .. Urkunden, welche die Kirchengemeinden Dritten 
gegenüber verpflichten sollen, und Vollmachten sind 
narµens der Kirchengemeinde von dem Vorsitzenden 
oder seinem Stellvertreter und zwei Ältesten unter 
Beidrückung des Siegels zu vollziehen; dadurch wird 
Dritten gegenüber die Gesetzmäßigkeit der Beschluß­
fass1;1ng festgestellt. 

Artikel 69 

(1) Jeder Älteste soll möglichst nach Art. l;lnd Maß sei­
ner Gaben für bestimmte Aufgaben persönlich verant­
wortlich sein, sei es, daß er im Gottesdienst Hilfe leistet
oder die Gemeindeglieder besucht oder daß ihm die
Fürsorge für die Aufgaben und Einrichtungen der
kirchlichen Unterweisung oder der Diakonie oder' für
bes�irnrnte äußere Angelegenheiten oder daß ihm andere
Dienste übertragen werden.

(2) Mit Zustimmung des Gemeindekirchenrats kann bei 
gegebenem Anlaß der Vorsitzende die Geschäftsführung
dem .stellvertretenden Vorsitzenden oder einem anderen
Mitglied überlassen.

(3) Der Gemeindekirchenrat kann einen Ältesten,
ausnahmsweise auch auch ein anderes kirchlich bewähr­
tes Gemeindeglied zum Kirchmeister wählen. Dem 
Kirchmeister liegt die Sorge für die wirtschaftlichen 
Angelegenheiten der Kirchengemeinde ob._ In seiner 
Amtsführung ist er dem Gemeindekirchenrat verant­
wortlich. Seine Tätigkeit ist ehrenamtlich; mit ihr ver-
15undene Ausgaben werden vergütet. 

Artikel 70 

Der Gemeindekirchenrat kann zur Vorbereitung oder 
Durchführung seiner Beschlüsse oder zur Betreuung be­
stimmter Einrichtungen oder Aroeitsgebiete Ausschüsse 
oder Arbeitskreise bilden. Diese sind ihm verantwort­
lich und erstatten ihm regelmäßig Bericht. Beschlüsse, 
die der · Kirchengemeinde rechtliche Verpflichtungen 
auferlegen, können sie nicht fassen. Der Vorsitzende 
des Gemeindekirchenrats kann an ihren Beratungen je­
derzeit teilnehmen. 

Artikel 71 

(1) Der Gemeindekirchenrat bildet zu seiner Beratung
und Unterstützung einen Gemeindebeirat. 

(2) In den Gem:eindebeirat beruft der Gemeind_ekir­
chenrat Gemeindeglieder, die sich im kirchlichen Leben 
bewähren und die Arbeit in der Gemeinde' mittragen. 
Dabei sind die Gemeindekreise zu berücksichtigen. Mit­
arbeiter der Kirchengemeinde, die nicht nach Art. 66 
Abs. 2 de� Gemeindekirchenrat angehöreia, werden in
der Regel in den Beirat berufen.

(3) Die Zahl der Mitglieder des Gem�indebeirates rich­
tet sich nach_ der Größe der Kirchengemeinde. Sie muß
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mindestens die gesetzmäßige Zahl der Mitglieder des 
Gemeindekirchenrates (Artikel 66 Abs. 1) erreichen, wo­
bei die hauptberuflich im Dienst der Kirchengemeinde 
stehenden Mitarbeiter im Gemeindebeirat nicht mitz.,u­
zählen sind. Sie soll insgesamt die vierfache gesetz­
mäßige Zahl der Mitglieder des Gemeindekirchenrates 
nicht übersteigen. 

(4) Der Gemeindekirchenrat kann eine Berufung in den
Gemeindebeirat jederzeit vornehmen. Die Zusammen­
setzung des Gemeindebeirates wird jedes zweite Jahr
im Oktober überprüft und durch Kanzelabkündigung
oder Aushang der Gemeinde bekannt gegeben mit dem
Hinweis, daß innerhalb von zwei Wochen seit der Be­
kanntgabe beim Vorsitzenden des Gemeindekirchenrates
Ergänzungsvorschläge oder auch Einsprüche gegen die
Zusammensetzung eingereicht werden können; Artikel 
51 Abs. 2 findet Anwendung. Über die Ergänzungsvor­
schläge und Einsprüche beschließt der Gemeindekirchen­
rat. Gegen dessen Entscheidung- können die Beteiligte�_ 
innerhalb zwei Wochen nach Mitteilung Beschwerde 
beim Kreiskirchenrat einlegen, der endgültig entschei­
det. Abschließend stellt der Gemeindekirchenrat die Zu­
sammensetzung des Gemeindebeirates fest und gibt sie
in der Adventszeit der Gemeinde bekannt; dem Kreis­
kirchenrat ist alsdann hierüber zu berichten.

(5). Der Vorsitzende des Gemeindekirchenrates beruft 
den Gemeiridebeirat mindestens alle drei Monate zur 
Beratung uhd Aussprache mit dem Gemeindekirchenrat 
ein. Vor wichtigen Entscheidungen soll der Gemeinde­
kirchenrat den Beirat hören. Die Be$timmungen des Ar­
tikel 68 Ziff. 5 gelten entsprechend. 

Artikel 72 

Der Gemeindekirchenrat soll jährlich mindestens einmal 
die Gemeindeglieder zu einer Gemeindeversammlung 
zusammenrufen.. Er kann die Gemeindeversammlung 
zu einem Kirchentag ausgestalten, Er berichtet in der 
Versammlung über seine Arbeit und stellt den Bericht 
zur Aussprache. Dabei soll er für berechtigte Beanstan­
dunge� und für Vorschläge zur Besserung und Bereiche­
rung des Gemeindelebens aufgeschlossen sein. 

Artikel 73 

(1) Wenn ein Gemeindekirchenrat beharrlich die Erfül­
füng seiner Pflichten vernachlässigt oder verweigert, 
kann die Kirchenleitung ihm nach Anhörung des Kreis­
kirchenrats die weitere Ausübung seiner Tätigkeit un­
tersagen. Damit enden die Ämter der Ältesten .. Die 
Schuldigen können in eine Vorschlagsliste (Artikel 49 
Abs. 1, .52 Abs. 1) und in den_ Gemeindebeirat nur mit 
Zustimmung des Kreiskirchenrats wieder aufgenommen 
werden.

(2) Bis zu einer Neuwahl von Ältesten hat der Kreis­
kirchenrat die Aufgaben des Gemeindekirchenrats ei­
nem anderen Gemeindekirchenrat oder einem · oder 
mehreren Bevollmächtigten zur Wahrnehmung zu über­
tragen; diese haben dafür zu sorgen, daß möglichst bald 
wieder Älteste gewählt werden. Mit deren Einführung 
kann der Gemeindekirchenrat seine Tätigkeit wieder 
aufnehmen. 

(3) Der vorhergehende Absatz ist auch anzuwenden bis
zur Bildung eines Gemeindekirchenrats in einer neuge­
bildeten Kirchengemeinde oder "wenn ein Gemeindekir­
chenrat wegen ungenügender Mitgliederzahl nicht mehr
beschlußfähig ist.

(4) In den Fällen der Absätze 2 und 3 erfolgt die Älte­
stenwahl durch einen Wahlausschuß, der aus den Mit­
gliedern des nach Abs. 2 beauftragten anderen Gemein­
dekirchenrates oder aus dem bzw. den nach Abs. 2 Be­
vollmächtigten sowie aus den über 18 Jahre alten Mit­
gliedern des Gemeindebeirates besteht. Im Fall der
Neubildung einer Kirchengemeinde ist der Gemeinde­
beirat alsbald entsprechend Artikel 71 von . den nach 
Abs. 2 mit der Wahrnehmung der Aufgaben des Ge­
meindekirchenrates Bea?ftragten zu bilden. 

IV. Besondere Bestimmungen

Artikel 74 

(1') Für Anstalts- und· Personalgemeinden werden etwa 
erforderliche besondere Bestimungen von der Kirchen­
leitung erlas!3en; bis dahin gelten die bisherigen Vor­
schriften weiter. 

(2) Über die Anerkennung neuer Anstaltsgemeinden
entscheidet die Kirchenleitung. Die Anerkennung setzt
in der Regel voraus, daß die Anstaltsgemeinde die Ge­
währ der Dauer bietet, ein eigenes ständiges Pfarramt 
und eine eigene gottesdienstliche Stätte besitzt. 

Artikel 75 

Große Kirchengemeinden können in Gemeindebezirke 
gegliedert werden. Über die Bildung von Gemeindebe.:. 
zirken beschließt der Gemeindekirchenrat im Wege der 
kirchengemeindliclien Ordp.ung oder die Kirchenleitung 
nach Anhörung des Gemeinde- und des Kreiskirchen­
rats. Die kirchengemeindliche Ordnung oder der Be­
schluß der Kirchenleitung müssen die Verteilung der 
Pfarrer und. Ältesten auf die Bezirke und die Bildung 

, von Bezirkskirchenräten vorsehen, sie sollen den Bezir­
ken alle wesentlichen Aufgaben, insbesondere die Wahl 
der Pfarrer und der Ältesten, in eigener Verantwor­
tung. übertragen. Die, Vertretung und Verwaltung ver� 
bleibt dem Gemeindekirchenrat. 

Artikel 76 

(1) Sind mehrere Kirchengemeinden unter einem •Pfarr­
amt verbunden, so treten die Gemeindekirchenräte in
den gemeinsamen Angelegenheiten des Pfarrsprengels 
zu gemeinsamer Beratung und Beschlußfassung zusam­
men. Für die Führung der Geschäfte gelten die glei­
chen Bestimmungen wie für den einzelnen Gemeinde­
kirchenrat.

(2) Die , gemeinsame Beschlußfassung der vereinigten
Gemeindekirchenräte kann durch gleichlautende Be­
schlüsse der einzelnen Gemeindekirchenräte ersetzt
werden.

Artikel 77 

(1) Gemeindekirchenräte benachbarter Kirchengemein­
den können für gemeinsame Angelegenheiten und Ein­
richtungen unter dem Vorsitz des dienstältesten Vorsit­
zenden zu einem gemeinsam beratenden und beschlie­
ßenden Organ zusammentreten, für dessen Geschäfts­
führung die glei.chen Bestimmungen wie für den ein­
zelnen Gemeindekirchenrat gelten. Aufgaben der ein­
zelnen Kirchengemeinden dürfen nur mit deren Ein­
willigung oder mit Zustimmung der Kirchenleitung dem 
gemeinsamen Organ übertragen werden.

(2) Dem Kreiskirchenrat muß der Zusammentritt ange­
zeigt werden. Er oder die Kirchenleitung kann ihn auch 
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von sich aus anordnen, den Vorsitz anders regeln und 
bestimmen, daß das gemeinsame Organ nur aus Abge­
ordneten der einzelnen Gemeindekirchenräte zu bilden 
ist. 

Artikel 78 

. (1) Kirchengemeinden desselben Ortes oder benachtbar­
ter Orte können zur Verbesserung und Vereinfachung 
ihrer Wirtschaftsführung und zum Ausgleich der kirch­
lichen Lasten in einem Kirchengemeindeverband· zu- . 
sammengeschlossen werden. 
(2) Über die Bildung, Veränderung oder Aufhebung von
Kirchengemeindeverbänden beschließt nach Anhörung
der Beteiligten . die Kirchenleitung. Sie -trifft in einer
Verbandsordnung über die Aufgaben des Verbandes,
seine Vertretung und seine Geschaftsführung nähere
Bestimmungen.
(3) .Bis zum Erlaß neuer Verbandsordnungen gelten für
die bestehenden Kirchengemeindeverbände die bisheri­
gen Vorschriften weiter.

zweiter Abschnitt 

Der Kirchenkreis 

I. Aufgaben und Bereich

Artikel 79 
(1) Die Kirchenkreise dienen der Förderung des geist­
lichen Wachstums der Gemeinden und der Erfüllung
gemeinsamer Aufgaben. Sie setzen sich aus Kirchenge­
meinden zusammen.
(2) Die Kirchenkreise erfüllen ihre Aufgaben iI_l den
Grenzen der kirchlichen Ordnung in eigener · Verant­
wortung.

Artikel 80 

(1) Die Kirchenkreise bleiben in den bisherigen Gren­
zen bestehen. Ober eine Neubildung, Veränderung, Auf­
hebung und Vereinigung von Kirchenkreisen_beschließt
nach Anhören der Beteiligten die Kirchenleitung.
(2) Änderungen von Kirchengemeindegrenzen, die zu­
gleich Grenzen eines Kirchenkreises sind, ziehen die
Veränderung der Kreisgrenzen ohne weiteres nach sich.
(3) Wird eine Vermögensauseinandersetzung erforder­
lich, über die die Beteiligten sich nicht einigen, so ent­
scheidet der Rechtsausschuß der Evangelischen Landes­
kirche Greifswald. 

II. Das Amt des Superintendenten

Artikel 81 
(1) Träger des leitenden geistlichen Amtes im Kirchen­
kreis ist der Superintendent. Er übt es im Geist der Lie­
be und der Zucht aus.
(2) Der Superintendent wacht über die rechte Verkün­
digung des Evangeliums und ist der berufene Berater
und Seelsorger der Pastoren und der anderen kirchli-

chen Amtsträger. Er fördert das kirchliche Leben in den 
Kirchengemeinden und in der Gemeinschaft d�s Kir­
chenkreises und führt als Beauftragter der Kirche die 
Aufsicht im Kirchenkreis. 

(3) Er hat insbesondere:
1.. regelmäßig Visitationen in den Kirchengemeinden

nach Maßgabe der Visitationsordnung durchzufüh­
ren, 
2. die Pfarrer, Pastorinnen und Prediger des Kir­
chenkreises regelmäßig im Pfarrkonvent zusammen­
zurufen. Das Nähere regelt die Konventsordnung,H)

3. die Kirchenältesten und die anderen kirchlichen
Amtsträger von Zeit zu Zeit zu versammmeln, um
sie für ihren Dienst auszurüsten,

4. die Aufsicht über Amtsführung, Fortbildung und
Wandel der Pastoren und der anderen kirchlichen
Amtsträger zu üben,

5. die· Wahl der Pfarrer zu leiten und sie in ihr A�t
einzuführen,

6. die kirchliche Ordnung im Kirchenkreise aufrechtzu­
erhalten, für die Ausführung der Anordnungen der
Kirchenleitung und des Konsistoriums zu sorgen und
bei vorübergehenden Störungen der kirchÜchen Ver­
waltung einstweilen selbst das Erforderliche zu ver­
anlassen,

7. auf Anweisung des Bischofs zu ordinieren,
8. an den vom Bischof oder vom Propst einberufenen

Superintendentenkonventen teinzunehmen.

Artikel 82 

Der Superintendent hat das Recht, in jeder Gemeinde 
seines Kirchenkreises Gottesdienst zu halten und das 
heilige Abendmahl zu spenden. 

Artikel 83 
Der Superintendent wird im Namen der Kirche von der 
Kirchenleitung auf Vorschlag des Bischofs auf Lebens­
zeit berufen. Der Bischof hört zuvor die im Kirchen­
kreis fest angestellten Pfarrer, Pastorinnen und Predi­
ger sowie die Mitglieder des Kreiskirchenrates. Wider­
sprechen mehr als zwei Drittel aller Befragten, so muß 
der Bischof einen anderen Vorschlag machen. 

Artikel 84 
(1) Zum Superintendenten soll nur ein Pfarrer bestellt
werden, der sich im Dienst bewährt hat und minde­
stens 10 Jahre seit der Ordination im Amte steht.
(2) Der Superintendent bekleidet selbst ein Pfarramt.
Sein Dienstverhältnis richtet sich - soweit es nicht in
dieser Kirchenordnung geregelt ist - nach der hierfür
geltenden Ordnung.

Artikel 85 
Der Superintendent wird in einem Gottesdienst durch 
den Bischof oder in dessen Vertretung durch den Propst 
in sein Amt eingeführt0 Dabei wird ihm die Berufungs­
urkunde übergeben.-

11) Konventsordnung vom 27. 10. 1953 (Abl. Grfs'w. 1956 Nr. 4 S. 42).
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Artikel 86 
(1) Der Superintendent wird in seinem Amt vertreten
durch einen innerhalb des Kirchenkreises fest ange­
stellten ordinierten Amtsträger, der von der . Kreis:­
synode jedesmal nach ihrer Neubildung in der ersten
Tagung gewählt wird. und bis zur Wahl eines Nachfol­
gers im Amt bleibt. Der Gewählte ist zugleich einer der
Beisitzer im Kreiskircl?.enrat (Art. 104 Abs. 2 Ziff. l).
(2) Eine Vertretung von längerer Dauer kann das Kon­
sistorium mit Zustimmung des Bischhofs anders regeln.

Artikel 87 

(1) Der Superintendent kann von seinem Amt zu­
rücktreten, wenn der. Bischof und die Kirchenleitung 
zustimmen. Der Bischof kann ihm nach Beratung mit 
dem Propst und eiern Konsistorium den Rücktritt nahe­
legen. Folgt der Superintendent dem Rat des Bischofs 
nicht, so kann dieser die Entscheidung der Kirchenlei­
tung herbeiführen, die die Entlassung beschließen kann. 
Das Pfarramt, das der Superintendent innehat, bleibt 
hiervon unberührt, wenn nicht die Kirchenleitung im 

,. Einzelfall anders entscheidet. 
(2) Scheidet der Superintendent aus seiner Pfarrstelle
aus, so endet gleichzeitig sein Amt als Superintendent,
wenn nicht das Konsistorium im Einvernehmen- mit dem
Bischof etwas anderes bestimmt.

III. Die Kreissy�ode

Artikel 88

(1) Die Kreissynode ist die Vertretung der Gesamtheit
der Kirchengemeinden innerhalb des Kirchenkreises.
Sie ist berufen, die Kirchengemeinden zu gemeinsamer
Verantwortung für das kirchliche Leben zusammenzu­
fassen und Anregungen für die kirchliche Arbeit zu
geben. Sie kann zu allgemeinen und grundsätzlichen
Fragen des kirchlichen Lebens und zu besonders be­
deutsamen Vorkommnissen .im Kirchenkreis Stellung
nehmen. Sie ist durch den 'Kreiskirchenrat auf jeder
Tagung .über die kirchlichen Zustände, über alle wichti­
gen Ereignisse im Kirchenkreis und über die Tätigkeit
des Kreiskirchenrats zu unterrichten. Die Kirchenge-.
meinden sind verpflichtet, ihr auf Verlangen Auskünfte
zu geben und Rat und Mahnung von ihr entgegenzu­
nehmen.

(2) Die Kreissynode hat insbesondere
1. für die Pflege kirchlicher Sitte und Ordnung im Kir­

chenkreis Sorge zu tragen,
2. der christlichen Erziehung der Jugend stji anzuneh­

men,

3. auf Beseitigung kirchlicher, sittlicher und sozialer
Mißstände innerhalb des Kirchenkreises hinzuwir­
ken,

4. die diakonische Arbeit in ihren mannigfachen For­
men zu fördern und zu yertreten.

Artikel 89 
Der Kreissynode ist vorbehalten: 
i. Die Vorlagen des Kreiskirchenrates oder übergeord­

neter kirchlicher Organe zu erledigen und über An­
träge der Kirchengemeinden zu beschließen,

2. d�� ihr von der Kirche aufgetragenen Wahlen zu
vollziehen,

3. kreiskirchlicher Ämter einzurichten,

4. besondere Eindchtungen für den Kirchenkreis zu
schaffen und Grundsätze für ihre Verwaltung aufzu­
stellen;-

5. über -die Haush'altspläne der kreiskirchlichen Kassen
zu beschließen, deren Jahresrechnungen abzunehmen,
Umlagen auszuschreiben und über die Zustimmung
zu Maßnahmen der kreiskirchlichen Vermögensver­
waltung nach näherer Vorschrift der kirchlichen
Verwaltungsordnung zu befinden,

6. über Bürgschaften des Kirchenkreises und über die·
Aufnahme von Anleihen, durch die der Schulden­
bestand des Kirchenkreises vermehrt wird und die
nicht aus laufenden Einkünften derselben Voran­
schlagsperiode zurückerstattet werden können, nach
näheren Bestimmungen der kirchlichen Verwaltungs-
ordnung zu beschließen.

Artikel 90 
Zur Regelung besonderer Einrichtungen kann die Kreis­
synode kreiskirchliche Ordnungen oder Satzungen be­
schließen, · die die kirchliche Ordnung ergänzen könnel'!, 

· ihr aber nicht widersprechen dürfen. Sie unterliegen
der Genehmigung der Kirchenleitung:-

Artikel 91 

(1) Die Kreissynode wird von vier zu vier Jahren neu
gebildet.

(2) Ihr gehören an:

1. der Superintendent,

2. die Amtsträger, die in einem Pfarramt innerhalb
des Kirchenkreises oder im ständigen Amt einer
Pastorin oder eines Predigers fest angestellt
oder mit der Verwaltung eines solchen Amtes
vorübergehend betraut sind,

3. der Kreiskatechet, der Kreisjugendwart und der
Krei1skil1Chenmusikwart,

4. bis :ziu ziwei ha'Ulp1Jberufl1ch tätige kiirchliche Mit­
arbeiter, die vom Kreiskirchenrat berufen wer­
den,

5. Kreissynodalälteste, die jeder Gemeindekirchen­
rat in der Zahl der Gemeindepfarrstellen und
der stänq!iJgen Stellen für Pastorinnen aus den
zum Ältestenamt befähigten Gemeindegliedern
wählt; diese dürfen nicht beim Kirchenkreis oder
bei einer seiner Kirchengemeinden hauptberuf­
lich · angestellt sein_• Sind mehrere Kirchenge­
meinden unter einem Pfarramt verbunden, so
.wählen die vereinigten Gemeindekirchenräte.
Eine der Zahl der Anstaltspfarrstellen entspre­
chende Zahl von Kreissynodalältesten beruft der
Kreiskirchenrat,

6. entsandte Vertreter der kirchlichen Werke im
Kirchenkreis. Ihre Zahl Und die Verteilung auf
die einzelnen Werke bestimmt der Kreiskirchen­
rat.

(3) Weitere Kreissynodalälteste kann der Kreiskirchen­
rat berufen, jedoch nicht mehr als fünf.

(4) Für die Mitglieder der Synode, die ihr gemäß Abs. 2
Ziff. 4 bis 6 angehören, sind Stellvertreter vorzusehen,
die auch Ersatzmitglieder sind.
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(5) Der Leiter des Kreiskirchlichen Rentamtes nimmt 
an den Tagungen der Synode mit beratender Stimme
teil.

Artikel 92 

- Kreis- und Landespfarrer, Anstaltspfarrer sowie Pa­
storen und Pastorinnen, die im Kirchenkreis ihren
Wohnsitz haben und der Kreissynode nicht gemäß Ar­
tikel 91 Absatz 2 Ziffer 2 angehören, nehmen an ihren
Verhandlungen mit beratender Stimme teil. _Dasselbe 
gilt für die im K_irchenkreis wohnhaften Mitglieder der
L_andessynode.

Artikel 93 

(1) Die Mitgliedschaft in der Kreissynode endet,
wenn

1. die im Artikel 91 genannten Voraussetzungen nicht
mehr vorliegen oder

2. das Mitglied aus deni Kirchenkreis verzieht oder

3. ein Kreissynodalältester, der zugleich Mitglied im 
Gemeindekirchenrat ist, atis seinem Amt als Alte-
ster entlassen wird.

(2) Die Mitgliedschaft ruht, solange einem Amtsträger
die Ausübung seines Dienstes untersagt ist.

Artikel 94 

(1) Die ltreissynode tritt in der Regel einmal jährlich 
zusammen. Sie ist einzuberufen, wenn ein Drittel der 
Mitglieder, der Kreiskirchenrat, die Kirchenleitung oder 
das Konsistorium es verlangen. 

(2) · Ort und Zeit der Tagung bestimmt der Kreiskir­
chenrat, ebenso die Tagesordnung unter ·Berücksichti­
gung etwaiger Vorlagen der Kirchenleitung, des Kon­
sistoriums oder der Landessynode. Er macht von der
Einberufung dem Bischof, dem Propst, dem Präses der
Landessynode und dem Konsistorium Mitteilung.,

(3) Die Tagungen der Kreissynode werden mit einem
Gottesdienst eröffnet. Die Sitzungen werden mit Gottes
Wort und Gebet eröffnet und mit Gebet beschlossen.
Der Tagung der Kreissynode wird innerhalb des Kir­
chenkreises im vorangehenden Hauptgottesdienst für­
bitten.d gedacht. 

Artikel 95 

(1) Beim Eintritt in die Synode legen die Mitglieder das
Gelöbnis ab.

(2) Der Vorsitzende fragt: ,,Ich frage Euch vor Gott:
Wollt Ihr Euer Amt als Mitglieder dieser Synode sorg­
fältig und treu, dem Worte Gottes, dem Bekenntnis
und den Ordnungen der Kirche gemäß verwalten und

· danach trachten, daß die Kirche in allen Stück�n wachse
an dem, der.das Haupt ist, Christus?" 

(3) Die Mitglieder antworten: ·,,Ja, mit Gottes Hilfe."
(4) Wer das Gelöbnis verweigert, kann nicht Mitglied
der Synode sein.

Artikel 96 

Ein Mitglied der Synode, das seine Pflichten versäumt 
oder sich unwürdig verhält, kann durch den Superin� 
tendenten nach Beratung im Kreiskirchenrat vermahnt 
werden; liegt grobe Pflichtwidrigkeit vor, so beschließt 
der Kreiskirchenrat die Entlassung aus der· Synode. Das 

Mitglied ist vorher zu hören. Gegen die Entscheidung 
des Kreiskirchenrates ist eine Berufung an die Kirchen-:­

lei tung zulässig. 

Artikel 97 

Für den Geschäftsgang der Kreissynode gilt folgendes: 

1. Der Superintendent beruft die Synode, eröffnet und 
schließt die Tagung, leitet die Verhandlungen, hand­
habt die äußere Ordnung und führt den Schrift­
wechsel. 

2. Die Verhandlungen der Synode sind für alle Glieder
der Kirche öffentlich. Die Synode kann die Öffent­
lichkeit ausschließen. Zu den Verhandlungen der 
Ausschüsse haben nur die Mitgli_eder der Synode Zu­
tritt.

3. Dere Bischof, der Propst und der Präses der Lan­
dessynode sowie beauftragte Vertreter der Kirchen­
leitung und des Konsistoriums können an denVer­
handlungen der Synode und ihrer Ausschüsse j_eder­
zeit, teilnehmen, das Wo1;t ergreifen und Anträge -
stellen.

4. Die Synode ist beschlußfähig, wenn mehr als die
Hälfte der_ yerfassungsm.äßig zulässigen Höchstzahl 
ihrer Mitglieder anwesend ist. 

5. Beschlüsse werden mit Stimmenmehrheit gefaßt; bei
Stimmengleichheit gilt ein Antrag als .abgelehnt. 
Wahlen können durch Zuruf erfolgen. Wird dagegen 
Widerspruch erhoben, so findet Mehrheitswahl sta.tt.
Gewählt ist, wer die meisten Stimmen erhält. Liegt
nur ein Wahlvorschlag vor, so muß ihm mehr als die 
Hälfte der anwesenden Stimmberechtigten zustim­
men. 

6. Außerhalb der Tagung ist auf Beschluß des K-reis­
kirchenrats in besonderen Fällen schriftljche Abstim­
mung zulässig.

7. Im übrigen regelt die Synode ihren Geschäftsgang
durch eine Geschäftsordnung.

Artikel 98 

(1) Die Kreissynode kann zur Vorbereitung oder Durch­
führung ihrer Beschlüsse sowie zur Betreuung be­
stimmter Ei�richtungen oder Arbeitsgebiete Ausschüsse, 
Arbeitskreise oder besondere Synodalvertreter bestel­
len. Sie hat einen ständigen Erziehungsausschuß zu 
wählen, dem die Pflege und Förderung des katecheti­
schen>Dienstes obliegt und der der Kreissynode für eine
gewissenhafte und fruchtbare Durchührung der Chri'"'
stenlehre im Rahmen der allgemeinen Bestimmungen
verantwortlich ist. Dem Erziehungsausschuß sollen die 
Vertreter des katechetischen Dienstes in der Kreissynod-e
angehören.

(2) Die Ausschüsse und die Synodalvertreter sind dem 
Kreiskirchenrat verantwortlich und haben ihm · regel­
mäßig Bericht zu erstatten. Beschlüsse, die dem Kir­
chenkreis rechtliche Verpflichtungen auferlegen, können
sie nicht fassen. Der Superintendent kann an den Be­
ratungen der Ausschüsse jederzeit teilnehmen.

Artikel 99 

(1) Auf Beschluß oder mit Genehmigung der Kirchen­
leitung könn_en mehrere Kreissynoden zur Beschlußfas­
sung über gemeinsame Angelegenheiten und Einrich­
tungen zu vereinigter Versammlung berufen werden. 
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Die Kirchenleitung regelt den Vorsitz und den Ge-
schäftsgang. 
(2) Aufgaben der einzelnen Kirchenkreise können gegen
deren Willen von den vereingten Kreissynoden nur mit
Zustimmung der Landessynode_ übernommen :werden.

IV. DerKreiskirchenrat

Artikel 100 

(1) Der Kreiskirchenrat trägt die Verantwortung für
alle Angelegenheiten des Kirchenkreises, die nicht der
Synode oder dem Superintendenten vorb�alten sind.

(2) Wenn die Synode nicht versammelt, ihre Einberu­
fung nicht möglich ist oder der Bedeutung des Gegen­
standes nicht entpricllt und die Erledigung der Angele­
genheit keinen Aufschub duldet, kann der Kreiskirchen­
rat auch die in den Artikeln 88-90 der Synode vorbe-

. haltenen Aufgaben einstweilen wahrnehmen.

Artikel 101 

(1) Der Kreiskirchenrat unterstützt den Superintenden­
ten im.Amt der geistlichen Leitung. Er soll von ihm an
Kirchenvisitationen, und der Einführung von Pfarrera
beteiligt werden. An der Übung der kirchlichen Zucht
nimmt er nach den hierfür geltenden Vorschriften teil.

(2) Der Kreiskirchenrat bereitet die Tagungen der Kreis­
synode vor, prüft vorläufig die Legitimation ihrer Mit­
glieder und führt die Beschlüsse der Syaode aus.

(3) Er beruft die im kreiskirchlichen Dienst anzustellen­
den Kräfte.

Artikel 102 

(1) Der Kreiskirchenrat vertritt den Kirchenkreis in
Rechtsangelegenheiten, insbesondere auch vor Gericht.
(2) Er verwaltet das Vermögen des Kirchenkreisen und
führt µessen Wirtschaft im Rahmen des Haushaltspla­
nes nach den Bestimmungen der kirchlichen Verwal­
tungsordnung.

(:3) Er schreibt im Rahmen von· der Kirchenleitung auf­
. gestellten Planes die kreiskirchlichen Kollektea aus und 
.bestimmt über ihre Verwendung. 

(4) Er beaufsichtigt die Vermögensverwaltung 1.md die
Wirtschaftsführung der Kirchengemeinden und der
durch besondere Vorstände vertretenen .kirchlichen. Kas­
sen, Stiftungen. und Anstalten, insbesondere ihre Rech­
nungen. Diei Prüfung der Rechnungen kann er .einem
Rechnungsausschuß oder einer kreiskirchlichen Amts­
stelle übertragen.

Artikel 103 

(1) Die Kirchenleitung kann aus zwingenden. Gründen
nach Anhörung der Gemeindekirchenräte den Kreiskir­
chenrat beauftragen, namens der einzelnen Kirchenge­
meinden des Kirchenkreises Rechtsgeschäfte vorzuneh­
men, insbesondere das .Vermögen der Kirchengemeinde
oder Teile desselben seiaerseits zu verwalten. Der Kreis­
kirchenrat kann für diesen Zweck ein kreiskirchliches

Rentamt oder ein kreiskirchliches Steueramt. einrichten� 
das seinen Weisungen ,untersteht. Auf Verla11gen der 
Kirchenleitung ist er hierzu verpflichtet.12) 
(2) Wer,den einem Kirchenkreis die Aufgaben eines Kir­
chengemeindeverbandes übertragen, so liegt die Erfül­
lung dieser Aufgaben dem Kreiskirchenrat ob, soweit
nicht die Kirchenleitung sie der Kreissynode vorbehält.

Artikel 104 

(1) Der Kreiskirchenrat besteht aus dem Superinten­
denten als Vorsitzenden und mindestens _vier weiteren
Beisitzern.

(2) Für seine Bildung und seinen Geschäftsgang gilt
folgendes:

1. Die Beisitzer sind von der Synode aus ihrer �itte
bei jeder ersten Tagung zu wählen. Sie bleiben im
Amt, bis die nächste Kreissynode einen neuen Kreis­
kirchenrat gebildet hat.· Unter den Beisitzern muß
sich mindesteas ein Gemeindepfarrer befinden. Die
Zahl der hauptberuflich beim Kirchenkreis oder bei

. einer seiner Kirchengemeinden Tätlgen darf mit Ein-
schluß des S�perintendentei;i die Hälfte aller Mitglie­
der des Kreiskirchenrats nicht übersteigen.

2. Für die Beisitzer werden Stellvertreter· gewählt.
Die Voraussetzungen und die Reihenfolge ihres Ein­
tritts regelt die Kreissynode.

3 Der Kreiskirchenrat muß mindestens alle drei].Mö­
nate einmal zusammentreten. Er muß ferner einbe­
rufen, werden, wenn zwei Beisitzer, die Kirchenlei: 
tung ocl_�r das Konsistorium es verlangen. Er ist be­
schlußfähig, wenn mehr als die Hälfte der Mitglieder 
anwesend ist. Artikel 68 Ziffer 2, 3, 5 und 6. findet 
entsprechende Anwendung. -Schriftliche Befragung 
und Abstimmung ist zulässig, wenn kein Mitglied 
widerspricht. 

4. Jedes Mitglied des Kreiskirchenrats soll für be­
stimmte Aufgaben im besonderen verantwortlich
sein. Im Rahmen dieser Aufgaben soll es die laufen­
den Geschäfte unter Mitwirkung des Vorsitzenden
erledigen

5. · Ober die Verhandlungen und die Beschlüsse des ·
Kreiskirchenrats ist jeweils eine Niederschrift zu­
fertigen, die vom Vorsitzenden und dem Protokoll­
fühi·er oder einem weiteren Mitgliede zu unterzeich­
nen ist. Ausfertigungen der Beschlüsse werden vom
Vorsitzenden unterzeichnet. Urkunden über Rechts­
geschäfte, die .den Kirchenkreis Dritten gegenüber
verpflichtet sollen, und Vollmachten sind namens des
Kirchenkreises von dem Vorsitzeaden oder seinem

· Stellvertreter unter Beidrückung des Siegels zu voll­
ziehen; dadurch wird Dritten gegenüber die Gesetz­
mäßigkeit der Beschlußfassung.festgestellt.

Artikel 105 

Bestehen in dem Kirchenkreis ausnahmsweise mehrere 
Superintendenturen, so wird die Stellung der Superin­
tendenten im Kreiskirchenrat von der Kirchenleitung 
geregelt. 

12) S. Kirchengesetz über die Kreiskirchlichen Rentämter vom 26. 11. 1953 (ABI. Grfsw. 1956 Nr. 3 S. 27).
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Dritter Abscllnitt 
Die Evangelisclle Landeskirclle Greifswald 

I. Aufgaben und Bereich

Artikel 106

(1) In der Evangelischen Landeskirche Greifswald sind
ihre Kirchengemeinden und Kirchenkreise zu gemein­
samen kirchlichem Leben und Handeln zusammenge­
schlossen. Mit der Aufgabe, das heimatkirchliche Leben
zu pflegen, verbindet die Landeskirche das Bestreben,
in den Kirchengemeinden das Bewußtsein der kirch­
lichen Einheit wachzuhalten, ihnen die Weite und Er­
fahrung des gesamtkirchlichen Lebens zu vermitteln
und den brüderlichen Dienst der Gemeinden aneinan­
der zu verwirklichen.
(2) Die Ev,mgelische Landeskirche Greifswald ist
Rechtsnachfolger des Provinzialsynodalverbandes der

ehemahligen Kirchenprovinz Pommern. 13) 

Artikel 107 

Änderungen der Grenzen der Evangelischen Landeskir­
che Greifswald können vorbehaltlich der gesamtkirch-­
lichen .. Bestimmungen mit den benachbarten Kirchen 
vereinbart werden; die Vereinbarungen bedürfen der 
Bestätigung durch die Landessynode. 

Artikel 108 

(1) Die 1 Evangelische Landeskirche Greifswald ist eine
Kirche luthedschen Bekenntnisses. Sie ist Gliedkirche
der Evangelischen Kirche der Union und des Bundes
der Evangelischen Kirchen in der Deutschen Demokra­
tischen Republik.
(2) Sie gewährt allen Gliedern evangelischer Kirchen
ARteil an der Gemeinschaft des Gottesdienstes und der
Sakramente.

· (3) Sie ist Mitgliedkirche des Lutherischen Weltbundes
und des Ökumenischen Rates der Kirchen.

II. · Der Biscllof und die Pröpste

Artikel 109 

(1) Träger des leitenden geistlichen Amtes der Evange­
lischen Landeskirche Greifswald ist der Bischof. Zu sei­
ner Unterstützung im seelsorgerlichen Dienst an Pfar­
rern und Gemeinden werden Pröpste berufen.
(2) Der Bischof und die Pröpste sind verordnete Predi­
ger des Evangeliums. Sie leiten die Gemeinden und ihr.e
Pfarrer nach evangelisch-lutherischen Grundsätzen. Sie
sollen gemeinsam mit der Kirchenleitung darüber wa­
chen, daß das Amt der Verkündigung den Auftrag er­
fülle, der ihm vom Herrn der Kirche gegeben ist, daß
falsche Lehre und allerlei Irrtum fern von den Ge­
meinden sei, und daß die Gemeinden ihrer Berufung
· eingedenk bleiben, Salz der Erde und Licht der Welt zu
sein. Ihr Hirtenamt weist sie auf eine ständige Fühlung
mit den· Pfarrern und den Gemeinden. Ihr Wirken ist
ein persönlicher brüderlicher Dien'st; geistliche Betreu­
ung und Beratung, theologische Förderung, seelsorger­
liche Belehrung, Mahnung und Warnung, Weisung und
Tröstung sind ihre Mittel.

(3) Der Dienst des Bischofs erstreckt sich auf den gan­
zen Bereich der Evangelischen Landeskirche Greifswald,
der Dienst des Propstes auf den Sprengel, der ihm über­
tragen ist. Die Zahl der Sprengel und ihre Abgrenzung
bestimmt. die Landessynode.

1. Die Pröpste

Artikel 110

(1) Die Pröpste sind in ihrem Sprengel die ständigen
Vertreter und Mitarbeiter des Bischofs in allen gei$t­
lichen Angelegenheiten, die nicht Aufgabe der Verwal­
tung sind.

(2) Sie führen ihr Amt im Einvernehmen mit dem Bi­
schof. In der Erfüllung ihrer Aufgaben sind die Pröpste .
selbständig. In grundsätzlichen Fragen müssen sie $ich
mit dem Bischof verständigen und auf eine einheitliche
Leitung der Spre!lgel Bedacht nehmen.

(3) Auf Einladung des Bischofs. und unter dessen Vor­
sitz treten die Pröpste zu gemeinsamen Beratungen zu­
sammen, an denen in der Regel auch das leitende theo­
logische Mitglied des Konsistoriums teilnimmt.

Artikel 111 

(1) Der Propst übt in seinem Sprengel· den bienst der·
geistigen Betreuung und Beratung der Träger des Pre­
digtamtes aus und fördert ihre theologische Fortbildung
unbeschadet der Verantwortung des Superintendenten.

(2) Er darf von . ihnen Rechenschaft fordern über ihre
geistliche Amtsführung, insbesondere über ihre Sorg­
samkeit in Predigt und Unterricht. 'in b�onderen Fäl­
len kann. er sich Predigten . und Katechesen vorlegen
lassen.

(3) Er beaufsichtigt die Ausbild�ng der Vikare außer­
halb des Predigerseminars.

Artikel 112 

(1) Durch Besuche der Pfarrer und Gemeinden, durch
Teilnahme an .Pfarrkonventen, Kreiskirchentagen,
Kreissynoden und Visitationen verschafft sich der Propst
eingehende Kenntnis von dem Stand des gestlichen Le­
bens in seinem Sprengel.

(2)1n den Kreissynoden und Pfarrkonventen sowie in
den Sitzungen der Gemeinde- und Kreiskirchenräte
kann der Propst jederzeit das Wort ergreifen und An­
träge stellen. Auf Verlangen des Propstes sind die Vor­
sitzenden der Kreis- und Gemeindekirchenräte ver­
pflichtet, den Kreiskirchenrat oder den Gemeindekir­
chenrat zu einer Sitzung einzuberufen. Das gleiche gilt
für die Einberufm1g der Pfarrkonvente durch den
Superintendenten.

Artikel 113 

(1) Der Propst kann die Superintendenten, die Pfarrer
und die kirchlichen Amtsträger seines Sprengels in
Konventen versammeln und in seinem Sprengel allge­
meine kirchliche Veranstaltungen sowie theologische
Lehrgänge und Freizeiten. durchführen.

13) Betrifft Rechtsnachfolge nur im Gebiet der Deutschen DemQkratischen Republik.
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(2) Er nimmt .an den vom Bischof . veranstalteten Visi­
tationen teil. Die Berichte des Superintendenten über die 
von diesem in den Gemeinden durchgeführ�en Visi­

tationen gehen zunächst dem Propst zu. Er prüft ,sie
und bereitet in allen Fragen der geistlichen Leitung 
deh Visitationsbescheid für das Konsistorium vor. Die_ 
Gemeinde des Superintendenten visitiert er selbst.

Artikel)14 

(1) Der Propst· soll sich in besonderer Weise für die
Leitung und Oberwachung des katechetischen Dienstes 
verantwortlich wissen.

(2) Er pflegt die kirchliche Männer-, Frauen- und Ju­
gendarbeit und fördert die Werke der Inneren Mission
und die sonstigen Werke des diakonischen un� missio­
nariscl:len Dienstes.

Artikel 115 

Der Propst hat das Recht, in jeder Gemeinde seines 
Sprengels Gottesdienste zu .halten und das Heilige 

. Abendmahl zu spenden. 

�ikel 116 · 

(1) Der Propst wird nach Anhörung der Superintenden­
ten seines Sprengels auf Vorschlag des Bischofs durch
die Kirchenleitung berufen. 

(2) Die Berufung erfolgt entweder im Hauptamt auf 
Lebenszeit oder nebenamtlich in Verbindung mit einem 
Pfarramt. Ist die Erneuerung im Hauptamt erfolgt; so 
wird ihm gleichzeitig ein Predigtamt in einer Kirchen­
gemeinde seines Amtssitzes übertragen. Von den übri-
gen Pflichten eines Gemeindepfarrers ist er entbunden. 
Im Falle der nebenamtlichen Berufung soll er in seinem 
Pfarramt soweit entlastet werden, als es die Aufgaben
9es Propstamtes erfordern. 

(3) Der Propst wird vom Bischof in einem Gottesdienst
eingeführt. Das Amtskreuz und die Berufungsurkunde
werden ihm bei seiner Einführung übergeben.

Artikel 117 

Die Vertretung des Propstes regelt der Bischof. Bei ei­
ner Behinderung von längerer Dauer und im Falle der 
Vakanz des ·Amtes kann die Kirchenleitung eiven Ver­
treter bestellen. 

Artikel 118 

(1) Der Propst kann von seinem Amt zurücktreten, 
wenn die Kirchenleitung zustimmt. Der Bischof kann 
ihm nach Beratung mit dem Konsistorium den Rück-: 

tritt nahelegen. Folgt der Propst dem Rat des Bischofs
nicht, so kann dieser die Entscheidung der Kirchenlei­
tung herbeiführem, die die Abberufung aus dem Propst­
amt beschließen kann. Das Pfarramt, das der Propst 
im Falle der nebenamtlichen Berufung innehat, bleibt 
hiervon unberührt.

(2) Scheidet der nebenamtlich berufene Propst aus sei­
ner Pfarrstelle aus, so endet gleichzeitig das Propstamt,
wenn nicht die Kirchenleitung im Einvernehmen mit
dem Bischof etwas anderes bestimmt,

2. Der Bischof

Artikel 119 

(1) Der Bischof übt den Dienst geistlicher Leit�ng {ür
den gesamten Bereich der Evangelischen Landeskirche 
Greifswald aus. Ihm ist die Fürsorge für die Einigkeit , 
der Kirche im Glauben und in der Liebe sowie für das
Wachstum der Kirche in der Fülle ihrer Ämter und
ihrer lebendigen Kräfte.besonders anbefohlen. 

(2) Zur Pflege der wissenschaftlichen· Arbeit in der Kir­
che hält er Verbindung mit der theologischen Fakultät.

(3) Er bemüht sich um die Förderung des theologischen 
Nachwuchses und leitet die theologischen Prüfungen.

(4) Er ordiniert die Pastoren, sofern er diesen Dienst 
nicht dem zuständigen Propst oder Superintendenten 
überträgt. 

(5) Er hat die oberste Leitung .des katechetischen Dien­
stes. 

(6) Zu seiner Zuständigkeit gehört die Einweihung von
Kirchen und Kapellen.

(7) Durch seine Besuche sowie durch Visitationen dient
der Bischof den Gemeinden .und nimmt Einblick in das
Gemeindeleben.

Artikel· 120 

Es ist die besondere Aufgabe des Bischofs, die geistigen 
Bewegungen_ der Zeit zu verfolgen und sich von der La­
ge der Kirche in Zeit und Welt und den besonders 
hervortretenden kirchlichen Aufgaben ständig Rechen­
schaft zu geben,. Es ist Gegenstand seiner Sorge, daß 
die Kirche die Erkenntnisse und Kräfte; die die Heilige 
Schrift und die Bekenntnisse darbieten, für das gesamte 
Lßben des Volkes fruchtbar macht. Er hat das Recht, in 
Hirtenb1iefen zu den Gemeinden seines Amtsbereiches 
zu sprechen und das Zeugnis des Evangeliums auch in 
bedeutsamen .Fragen des öffentlichen Lebens mahnend 
und warnend, erbauend und tröstend zu verkündigen. 

Artikel 121 

(1) Der Bischof vertritt die Evangelische Landeskirche 
Greifswald inmitten der Pfarrer und Gemeinden, im
Kreise der Bischöfe und leitenden Amtsträger der deut­
schen evangelischen Kirchen, gegenüber den Kirchen
der Ökumene sowie gegenüber den anderen christlichen 
Konfessionen und in der Öffentlichkeit der Welt:

(2) Die Vorschriften des Artikels 133 Absatz 1 über die 
rechtliche Vertretung der Kirche bleiben hierdurch ua­
berührt.

Artikel 122 

(1) Der BischoLwird durch ein Wahlkollegium gewählt
und auf Lebenszeit nauptamtlich berufen. Das Nähere 
regelt ein Kirchengesetz, das auch die Vorschriften über
die Beendigung des Amtes enthält.14)

(2) Die Einführung findet in einem Gottesdienst statt. 
Dabei werden qem Bischof das Amtskreuz und die Be­
tufungsurkunde übergeben. Damit übernimmt er das 
bischöfliche Amt.

14) Kirchengesetz über die Wahl des Bischofs vo.m 26. 11. 1953 i. d. F. des Kirchengesetzes vom 8. 11. 1970 zur
Änderung des Kirchengesetzes über die Wahl des Bischofs (ABI. Grfsw .. 1970 Nr. 11 S. 119)
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(3) Dem Bischof wird von der Kirchenleitung gleichzei­
tig ein -Predigtamt in einer Kirchengemeinde seines

. Amtsitzes übertragen,, --Von den übrigea Pflichten eines
Gemeindefarrers ist er entbunden.

(4) Der Bischof hat das,Recht, in allen Gemeinden der
Evangelischen Landeskirche Greifswald Gottesdienste
zu halten und das Heilige Abendmahl zu spenden.

Artikel 123 

(1) Die Kirchenleitung stellt dem Bischof diejenigen
Hilfskräfte und Einrichtungen zur Verfügung, deren er
für sein Amt bedarf. Er kann ·auch die Mitglieder· und
Mitarbeiter des Konsistoriums zur Erledigung seiner 
·Aufgaben heranziehen. 

(Q) Der Bischof wird in seinen rein geistlichen Oblie­
genheiten insbesondere in allen gottesdienstlichen
Handlungen durch den zuständigen - im Zweifelsfall
'durch den dienstältesten - Propst vertreten:. Bei einer
Behinderung von längerer Dauer und im Falle der Va­
kanz des bischöflichen Amtes kann die Kirchenleitung
einen Amtsverweser bestellen.

III.. Die Landessynode 

Artikel 124 

(1) Die Landessynode ist die Vertretung der Gesamt­
heit der Kirchengemeinden im Bereich der Evangeli­
schen Landeskirche Greifswald:

(2) Die Landessynode hat dafür einzutreten, dafür ein­
zutreten, daß· das Evangelium von Jesus Christus mit
Wort und Tat schriftgemäß und gegenwartsnah ver­
kündigt und bezeugt wird. Damit trägt sie zur ständi-

. gen Erneuerung der Kirche bei. Sie wird auf GefahreF1
· und Schäden im Leben und Dienst der Kirche rechtzei­
tig hinweisen und ihnen entgegentreten. Durcl! das
·Evangelium ist sie in die Verantwortung für das ·Leben
in der .Gesellschaft und in der Welt gerufen. 

(3) Die Landessynode begleitet mit ihrer Arbeit das Le­
ben und den Dienst der. Kirchengemeinden und Kir­
chenkreise. Sie hört auf die Kirchengemeinden und Kir­
chenkreise und vermittelt ihnen Anregungen und Hil­
fen. Sie kann sich an alle Kirchengemeinden, Kirchen­
kreise und kirchlichen Mitarbeitern wenden und zu al­
len wichtigen kirchlichen Fragen Stellung nehme1'l,

(4) Die Landessynode handelt als eine brüderliche Ge­
meinschaft im Vertrauen auf den Herrn und in seiner

· N�chfolge. Sie soll im Gehorsam gegen ihn frei han­
deln und ihre Unabhängigkeit wahren.

Artikel 125 

(1) Die_Landessynode beschließt die Kirchenordnung. 

(2) Die Landessynode beschließt die Kirchengesetze und
entsprechende Ordnungen, soweit. nicht gesamtkirch­
liche Ordnungen dem entgegenstehen. Ste kann Ge­
setzgebungsrechte auf den Bund der Evangelischen Kir­
chen in der Deutschen Demokratischen Republik und 
andere kirchliche Zusammenschlüsse übertragen,

Artikel 126 

(1) Die Landessynode erledigt die Vorlagen der Kir­
chenleitung, des Bischofs, des Konsistoriums und der
ständigen Ausschüsse der Landessynode sowie die Vor­
lagen der gesamtkirchlichen Or�ane.

(2) Sie beschließt über die aus ihrer Mitte gestellten
Anträge und über Anträge der Kre_issynoden, Kreiskir­
chenräte, Pfarr- und Mitarbeiterk<;1..nvente. 

(3) Die Landessynode entscheidet insbesondere über

1. die Einführung neuer Agenden und Gesangsbücher,

2. die Einrichtung landeskirchlicher Werke und Dien­
ste sowie die Grundsätze für deren Arbeit,

3. den landeskirchlichen Haushalt und die Ausschrei­
bung der Umlagen,

4. die Richtlinien für ·die Aufstellung des Kollekten­
planes der Landeskirche. 

Artikel 127 

(1) Die Landessynode nimmt die Berichte, die ihr .von

der Kirchenleitung, vom Bischof und vom Konsistorium 
zu geben sind, entgegen. 
Sie prüft diese Berichte und nimmt dazu Stellung. 

(2) Die' Landessynode hat das Recht, sich über alle Vor­
gänge im Leben der Landeskirche unterrichten zu las­
sen. Sie kann diese zum Gegenstand. ihrer Beratung
�chen und .im Rahmen der kirchlichen Ordnungen 
und ihrer Zuständigkeit darüber beschließen. 

(3) Die Landessynode vollzieht die ihr aufgetragenen 
Wahlen. 

(4) Die Landessynode nimmt die ihr aus kirchlichen 
Zusammenschlüssen entstehenden Aufgaben wahr. 

(5) Die Landessynode nimmt an den theologischen Pri,­
fungen durch Mitglieder teil, die sie 11us ihrer Mitte 
wählt. 

Artikel 128 

(1) Die Landessynode wird von sechs zu sechs Jahren
neu gebildet.

(2) Ihr gehören an:

1. Mitglieder aus den Kirchengemeinden, die gemäß
Abs. 3 von den Kreissynoden gewählt werden;

2. zehn Mitglieder aus den in Artikel 32 bis 99 genann­
ten Ämtern und Diensten, _die gemäß Abs. 4 gewählt
oder berufen werden;

3. sieben Superintendenten, di.e von der Gesamtheit 
der Superintendenten in einem Konvent uRter Lei­
tung des dienstältesten anwesenden Superintenden­
ten aus ihrer Mitte gewählt werden;

4. der Bischof, die Pröpste, das leitende juristische und
das leitende theologische Mitglied des Konsistoriums 
sowie gegebenenfalls der Professor der Theologie,
der gemäß Art. 135, Abs. 2; durch Zuwahl in die
Kirchenleitung berufen. wird;

5. fünf Mitglieder aus den kirchlichen Werj{en und
kirchlichen Ausbildungsstätten, darunter zwei Ver­
treter der Diakonie. Die Vertreter der Diakonie wer­
den von der diakonischen Konferenz, die weiteren
Vertreter gemäß Abs. 4 gewählt;

6. �in vom Lehrkörper der Sektion Theologie an der
Ernst-Moritz-Arndt-Universität gewählter Professor
der Theologie;

7. bis zu fünf weitere Mitglieder, die von der Kirchen­
leitung und dem Präsidium der Landessynode ge­
meinsam berufen werden;



30 Amtsblatt . Heft 2/3 1979 

(3) Jede Kreissynode wählt aus ihrem Kirchenkreis drei
Mitglieder der Landessynode, darunter einen Inhaber
eines Gemeindepfarramtes. · Der : Superintendent ste'.1t
dabei nicht zur Wahl, Die .anderen beiden Mitglieder
dürfen nicht in einem kirchlichen Arbeits- oder Dienst-·
verhältnis stehen. Für diese beiden wird ein Stellver­
treter gewählt, der zugleich Ersatzmitglied ist.

(4) Die Kirchenleitung und das· Präsidium der Landes­
synode legen gemeinsam fest,.

1. welche in · Artikel 32 bis 39 genannten Ämter und
Dienste (Abs. 2, Ziff. 2) sowie welche kirchlichen
Werke und kirchlichen Ausbildungsstätten (Abs. 2,
Ziff. 5) in der Landessynode vertreten sein sollen;

2. durch welche Vertretungen diese Mitglieder -der Lan-
dessynode zu wähl�n sind oder

(9} Das Präsidium achtet auf die Durchführung der Be­
schlüsse der Landessynode.Es begleitet die Arbeit der 
Ausschüsse der Landessynode. 
(10) Das Präsidium hält enge Verbindung zu den Kreis­
synoden und delegiert nach Möglichkeit ein Mitglied
des Präsidiums zu deren Tagungen.

Artikel 130 

(1) Die Landessynode tritt in der Regel mindestens
einmal im Jahr zusammen.
(2)- Die Landessynode versammelt sich während ihrer 
Tagung zum Gottesdienst. Ihre Sitzungen werden mit 
Gottes Wort und Gebet eröffnet· und mit Gebet ge­
schlossen. 
(3) Der Tagung de!'. Landessynode wird in allen Ge-

3. ob eine Berufung vorzunehmen ist, die· durch die meinden der Evangelischen Landeskirche Greifswald
Kirchenleitung und das Präsidium der Landessynode - im Gottesdienst fürbittend gedacht.
erfolgt. 

· · -

(5) Jedes Mitglied der Landessynode, das nicht in einem
kirchlichen Arbeitsverhältnis steht, muß ein zum Älte­

. steimmt befähigtes Gemeindeglied sein.

({;)'Beim Eintritt' in die Landessynode füadet Artikel.95 
Anwendung. 
(7) Die Mitglieder der Landessynode sind in ihren Ent­
scheidungen nicht an Weisungen gebunden. Sie sind je­
doch den Kreissynoden berichtspflichtig.

Artikel 129 

(1) Die Landessynode wählt während ihrer ersten Ta­
gung nach der Neuwahl aus ihrer Mitte das Präsidium.

..r.(2) Das Präsidium der Landessynode besteht aus dem 
Präses und dem ersten und dem zweiten Vizepräses. 
Unter den drei Mitgliedern des Präsidiums soll nur ein 
Theologe sein. Der Bischof, die Pröpste sowie das lei­
tende juristische und das leitende theologische Mit­
glied des Konsisotriums stehen nicht zur Wahl. Die Mit­
glieder des Präsidiums bleiben bis zur Wahl ihrer Nach­
folger im Amt. 

(3) Das Präsidium sorgt für die Vorbereitung, Durch­
führung und Nacharbeit der Tagungen der Landes­
synode. Es vertritt die Landessynode, insbesondere ge­
genüber den Kreissynoden.
(4) Das Präsidium beruft die Landessynode ein und
setzt Ort und Beginn der Tagung nach Absprache mit
der Kirchenleitung fest. Auf Verlangen von einem Drit­
tel ihrer Mitglieder oder auf Verlangen der Kirchen­
leitung hat das Präsidium die Landessynode einzube­
rufen.
(5) In Absprache mit der Kirchenleitung bereitet das
Präsidium die Tagungen vor und legt die vorläufige
Tagesordnung fest.
Die Landessynode beschließt die Tag�ordnung.
(6) Das Präsidium prüft die Mitgliedschaft in der Lan­
dessynode und stellt die Beendigung der Mitgliedschaft
fest.
(7) Die Tagungen der Landessynode werden vom Präsi­
dium geleitet.
(8) Das Präsidium teilt die vom Präses ausgefertigten
Beschlüsse der Landessynode der Kirchenleitung und
dem Konsistorium mit, soweit sich aus dem Inhalt der
Beschlüsse etwas anderes ergibt.

- (4) Die Landessynode ist beschlußfähig, wenn min­
destens zwei Drittel ihrer Mitglieder anwesend sind.
(5) Die Verhandlungen der Landessynode sind für alle
Glieder der Kirche öffentlich. Die Landessynode kann
die Öffentlichkeit ausschließen. Zu den Verhandlungen
der Tagungsausschüsse haben nur die Mitglieder der
Landessynpde; mitarbeitende Gäste und die erforder­
lichen Berater Zutritt.
(6) :Änderungen der Kirchenordnung müssen in zwei
Lesungen an verschiedenen Tagen beschlossen werden
und bedürfen in der zweiten Lesung der Zustimmung
von mindestens zwei Dritteln der anwesenden Stimm­
berechtigten

_. 

(7) Kirchengesetze erforden eine zweimalige Beratm'.l_g
und Beschlußfassung.
(8) Kirchengesetze werden vom Präses der Landessy­
node ausgefertigt und von der Kirchenleitung im Amts­
blatt verkündet. Sie treten, wenn . nichts anderes be­
stimmt ist, mit dem vierzehnten Tag nach der Aus­
gabe des Blattes in Kraft. Ist die baldige Verkündung
im. Amtsblatt nicht möglich, so ist auf anderem Wege
für eine möglichst umfassende Bekanntgabe Sorge zu
tragen. In diesem Falle treten die Kirchengesetze, wenn
nichts anderes bestimmt ist, einen Monat nach der
Beschlußfassung in Kraft.

(9) Im übrigen regelt die La,.ndessynode ihren Ge­
schäftsgang durch eine Geschäftsordnung.

' Artikel 131 

(1). Die Landessynode kann für bestimmte .Sachgebiete 
oder Angelegenheiten ständige Ausschüsse bilden.: Die 
Bildung dieser Ausschüsse erfolgt für einen begrenzten 
Zeitraum, in der Regel für die Dauer der Amtszeit der 
Landessynode. 
(2) Die ständigen Ausschüsse stehen in ihrem Sachge­
biet der Landessynode sowie der Kirchenleitung und
dem Konsistorium für die Erledigung y.on Aufträgen
zur Verfügung. Die Erteilung der Aufträge der. Kirchen�
zeitung und des Konsistoriums erfolgt unter Mitteilung
an das Präsidium der Landessynode. Die Ausschüsse
sind an die ihnen erteilten Arbeitsaufträge gebunden.
(3) . Die ständigen Ausschüsse sind in der Landessynode
verantwortlich. Zwischen deren Tagungen halten . sie
Verbindung zur Kirchenleitung und zum Präsidium der
Landessynode und unterrichten diese über ihre Arbeit.
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(4) Die ständigen Ausschüsse übergeben ihre Arbeits­
ergebniss dem kirchenleitenden Organ, von dem sie
den entsprechenden Auftrag erhalten haben. Bei Vor­
lagen an die Landessynode ist zuvor ein Einvernehmen
mit der Kirchenleitung anzustreben.

(5) .Die Mitglieder der ständigen Ausschüsse werden
von der Landessynode gewählt. Erforderlichenfalls
kann die Kirchenleitung für den Zeitraum bis zur
nächsten Tagung der Landessynode. weitere Mitglieder
in die Ausschüsse berufen. Vertreter des Präsidiums,
der Kirchenleitung und des Konsistoriums können be­
ratend an der Arbeit der Ausschüsse teilnehmen.

(�) Die ständigen Ausschüsse sind beschlußfähig, wenn 
mehr als die Hälfte der Mitglieder anwesend ist. 

(7) · Die Abstimmung der Arbeit der ständigen Aus­
schüsse untereinander erfolgt, soweit dies im Interesse
der Arbeit der Landessynode erforderlich ist, durch
das Präsidium.

IV. Die Kirchenleitung

Artikel 132

(1) Die Kirchenleitung nimmt die. in Ar:tikel 124 ge­
nannten Aufgaben laufend wahr, wenn die Landes­
synode nicht versammelt ist.

(2) Sie kann auch darüber hinaus sonstige Aufgaben
erfüllen, die der Landessynode vorbehalten sind, wenn
diese nicht versammelt, ihre Einberufung nicht mög­
lich ist oder der Bedeutung des Gegenstandes nicht
entspricht und die Erledigung der Angelegenheit kei­
nen Aufschub duldet. In diesem Fall kann die Kirchen­
leitung Angelegenheiten, die den Erlaß eines Kirchen­
gesetzes erfordern, durch Verordnung regeln. Soll auf
diesem Wege .die Kirchenordnung geändert werden,
so müssen mindestens zwei Drittel der Mitglieder zu­
stimmen .. Die Verordnung ist der Synode bei ihrem
nächsten Zusammentritt zur Genehmigung vorzulegen.
Wird sie nicht genehmigt, so hat die Kirchenleitung
sie aufzuheben.·

(3) Die Kirchenleitung führt die Beschlüsse der Lan­
dessynode durch und erläßt insbesondere die notwen­
digen Aus,führungsbestiminungen.

(4) Die Kirchenleitung ist an die Beschlüsse der Synöde
gebunden. Gegen Beschlüsse der Laadessynode kann
die Kirchenleitung innerhalb von drei Monaten Ein­
spruch erheben, wenn mindestens zwei Drittel ihrer
Mitglieder zustimmen. Der Gegenstand ist der Synode
bei ihrem nächsten Zusammentritt nochmals. vorzule­
gen. Hält sie ihre Entschließung aufrecht, so ist danach
zu verfahren.

(5) Die Kirchenleitung beruft; soweit nicht etwas an­
deres bestimmt ist, die in Landespfarrämtern anzu­
stellenden Pastoren und sonstigen Amtsträger des hö­
heren Dienstes und regelt - soweit erforderlich - ihre
Stellung und Aufgaben.

(6) Die Kirchenleitung soll sich vorwiegend für An­
gelegenheiten von allgemeinkirchlicher Bedeutung und
für Einzelfragen von besonderer Wichtigkeit verant­
wortlich wissen.

Artikel 133 

(1) Die Kirchenleitung vertritt die Evangelische Lan­
deskirche Greifswald. Zur Vertretung in Rechtsange-

legeriheiten, insbesondere vor Gericht, ist auch das 
Konsistorium ermächtigt. 

(2) Die Kirchenleitung kal'lll auch andere Angelegen­
heit�n, die die kirchliche Ordnung ihr zuweist, in ge­
eigneten Fällen dem Konsistorium zur Erledigung über­
tragen. Das Konsistorium hat in solchen Fällen auf die 
Ermächtigung Bezug zu nehmen.

Artikel 13� 

(1) Die Kirchenleitung .hat Beschlüsse der Gemeinde­
kirchenräte, der Kreissynoden und ihrer Ausschüsse _
und der. Kreiskirchenräte außer Kraft zu setzen, wenn
sie mit Schrift und Bekenntnis nicht vereinbar sind
und die dadurch für das kirchliche Leben entstehende
Gefahr auf andere Weise nicht zu beheben ist. Der
Vorsitzende der Körperschaft, die. einen solchen Be­
schluß faßt, ist verpflichtet, den Beschluß zunächst
nicht auszuführen, sondern ihn dei; Kirchenleitung
vorzulegen. Die Körperschaft, deren Beschluß außer
Kraft gesetzt wird, kann eine nochmalige Prüfung und
Entscheidung verlangen, die nicht früher als zwei Mo­
nate nach der ersten erfolgen darf.

(2) Beschlüsse der in Absatz 1 genannten Körperschaf-
'ten, die das Recht verletzen oder die einheitliche
Finanzwirtschaft der Kirche gefährden, setzt das Kon­
sistorium außer Kraft. Hiergegen ist innerhalb eines
Monats die Beschwerde an den Rechtsausschuß der
Evangelischen Landeskirche Greifswald zulässig.

Artikel 135 

(1) Der Kirchenleitung gehören an:

1. der Bischof und die Pröpste,

2. der Präses der Landessynode,

3. 6 weitere Mitglieder der Landessynode, die vol'l der
Synode jedesmal nach ihrer Neubildung in der
ersten Tagung gewählt werden und bis zur Wahl
ihrer Nachfolger im Amt bleiben. Nicht mehr als
die Hälfte_ sollen hauptberuflich in der Kirche Tätige
sein. W.iederwahl ist zulässig.

4. das leitende juristische und das leiten!Ie theologische
Mitglied des Konsistoriums.

(2) Falls unter .den gemäß Absatz 1 Ziffer 3 gewählten
Synodalen sich kein Professor der Theologie von der
Universität Greifswald befindet, kann. die Kirchenlei­
tung du,rch Zuwahl einen solchen berufen.

(3) Bei Beschlüssen über Vorlagen des Konsistoriums
tritt der vom Vorsitzenden des Konsistoriums für die­
sen Fall bestimmte Berichterstatter des Konsistoriums
mit Stimmrecht hinzu.

(4) Für die •von der Landessynode gewählten Mitglie­
der sind je zwei Stellvertreter zu wählen, die nach
ihrer Reihenfolge im Falle längerer Behinderung an
Stelle der ordentlichen Mitglieder einberufen werden
und auch Ersatzmitglieder sind. Für die übrigen Mit­
glieder treten bei Behinderung ihre Vertreter im Amt
ein.

(5) Die nicht zur Kirchenleitung gehörenden Mitglieder
des KoHsistoriums nehmen an den Sitzungen beratend
teil; die weiteren Mitarbeiter des Konsistoriums kön­
nen hinzugezogen werden.
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Artikel. 136 

Vorsitzender der Kirchenleitung ist der Bischof. Stell­
vertreter Vorsitzender ist der Präses der Landessynode. 
Einen weiteren Stellvertreter wählt die Kirchenleitung 
aus- ihrer Mitte. 

Artikel 137 

Die Kirchenleitung tritt mindestens einmal im Monat 
zusammen. Sie ist beschlußfähig, wenn außer dem Vor­
sitzenden mehr als die Hälfte der Mitglieder anwesend 
ist. Sofern besondere Verhältnisse die Einberufung 
oder den Zusammentritt von mehr als der Hälfte der 
Mitglieder außer dem Vorsitzenden nicht möglich ma­
chen, ist die Kirchenleitung auch beschlußfähig, wenn 
außer dem Vorsitzenden mehr als ein Viertel der Mit­
glieder anwesend ist. 

Artikel 138 

Urkunden, welche die Evangelische Landeskirchf_! 
Greifswald Dritten gegenüber verpflichten sollen, und 
Vollmachten sind namens der Evangelischen Landes- · 
kirche Greifswald entweder · vom VorsitzeRden der 
Kirchenleitµng oder vom. leitenden juristischen Mit­
glied des Konsistori_ums, bei deren Verhinderung von 
deren Vertreter im Amt, unter Beidrückung des Siegels 
zu vollziehen. Dadurch wird Dritten gegenüber die Ge-

. setzmäßigkeit der Beschlußfassung festgestellt. 

V. Das Konsistorium

Artikel 139

(1) Das Konsistorium führt die laufenden Geschäfte
der Evangelischen Landeskirche Greifswald. Es berät
und unterstützt die Kirchenleitung, bereitet ihre Be­
schlüsse vor und führt sie aus.

(2) Es . ist für alle Angelegenheiten der kirchlichen
Verwaltung verantwortlich, die die kirchliche Ördriung
nicht einer anderen Stelle überträgt, insbesondere für
die Aufsicht über di_e Kirchengemeinden, Kirchen-kreise
und kirchlichen Amtsträger.

Artikel 140 

Das Konsistorium handelt im Rahmen der kirchlichen 
Ordnung und der von der Landessynode und der Kir­
chenleitung ihm gegebenen Weisungen unter eigener 
Verantwortung. Die Kirchenleitung kann sich über die 
Tätigkeit des Konsistoriums jederzeit unterrichten und 
auf seine Maßnahmen Einfluß nehmen. Das Konsisto­
rium kann seinerseits in Angelegenheiten von beson­
derer Bedeutung eine Entscheidung oder Weisung der 
Kirchertlei tung nachsuchen. 

Artikel 141 

Das Konsistorium steht den gesamtkirchlichen Stellen 
für die Erfüllung ihrer Aufgaben zur Verfügung. 

Artikel 142 

(1) Das Konsistorium soll die Selbstverwaltung und
Initiative der Kirchengemeinden und Kirchenkreise auf
jede Weise zu stärken suchen.

(2) Bestimmte Aufgaben · des Konsistoriums können
auf die Kreiskirchenräte oder auf Bezirkskirchenämter
übertragen werden. Dies gilt insbesondere für alle An-

gelegenheiten der Verwaltung des kfrchlichen Vermö­
gens einschließlich der wirtschaftlichen Angelegenhei­
ten der kirchlichen Amtsträger. 

(3) Das Nähere bestimmt die Kirchenleitung. Sie kann
die Regelung zunächst auf Teile der Kirche beschrän­
ken.·

Artikel 143 

(1) Dem Konsistorium gehören der Bischof sowie the­
ologische und juristische Mitglieder an. Sie bilden das
Kollegium des Konsistoriums.

(2) Den Vorsitz im Konsistorium führt der Bischof, in
seiner Vertretung das leitende juristische Mitglied, bei
dessen Behinderung das leitende theologische 1'4itglied.
Das leitende juristis,che Mitglied führt die Dienstauf­
sicht und leitet den Geschäftsgang des Konsistoriums.

(3) Die Pröpste und die Mitglieder der Kirchenleitung
können an den Bera:tungen des Konsistoriums jeder­
zeit teilnehmen.

Artikel 144 

Außer den Mitgliedern des K<;msistoriums können 
theologische und andere Mitarbeiter als Referenten im 
Hauptamt oder im Nebenamt berufen werden. Sie 
sind in der Regel · nicht auf Lebenszeit, sondern ·auf 
Widerruf einzustellen. Die Dauer der Beschäftigung 
soll bei Theologen im allgemeinen fünf Jahre nicht 
überschreiten. 

Artikel 145 

(1) Die Berufung der Mitglieder und Mitarbeiter des
Konsistoriums und ihre Dienstverhältnisse richten sich
nach der gesamtkirchlichen Ordnung.·

(2) Den hauptamtlichen theologischen Mitgliedern des
Kons.istoriums soll Gelegenheit gegeben werden, an
ihrem Amtssitz Gottesdienste zu halten.

VI. Besondere Ämter und Dienststellen ·

Artikel 146 

Die Aufgaben des Theologischen Prüfungsamtes richten 
sich nach der Pfarrervorbildungsordnung. Die Leitung 
liegt dem Bischof ob, bei dessen Behinderung dem 
leitenden theologischen Mitglied des Konsistoriums. 
Die Mitglieder werden - soweit nicht in· Artikel 126 
Absatz 4 etwas anderes bestimmt ist - auf Vorschlag 
des Bischofs von der Kirchenleitung berufen. 

Artikel 147 

Inwieweit zur Betreuung einzelner Arbeitsgebiete be­
sqndere Ämter, Dienststellen, Arbeitskreise oder bera­
tende Kollegien (Kammern und Ausschusse) einzuset­
zen sind, bestimmt die Landessynode; beratende Kol­
legien können auch von der Kirchenleitung gebildet -
werden. Der Bischof trägt dafür Sorge, daß die Arbeit 
solcher Stellen im· engen Einvernehmen mit der Kir­
chenleitung und dem Konsistorium geschieht. 

Artikel 148 

(1) Der Rechtsausschuß der Evangelischen Landeskirche
Greifswald ist berufen, über Rechtsfragen der kirch­
lichen Verwaltung in den durch die 'kirchliche Ordnung
bestimmten Fällen zu entscheiden. Die kirchliche Ord-
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nung kann ihm weitere richterliche Aufgaben über­
tragen.. Die Organe der· Evangelischen Landeskirche 
Greifswald können seinen Dienst für die Erstattumg 
von Rechtsgutachten in Anspruch nehmen. 

(2) Der Rechtsausschuß ist eine unabhängige kirchliche
Dienststelle, die an die Ordnung der Kirche - jedoch
nicht an Weisungen - gebunden ist. Seine Entschei­
dungen sind endgültig, soweit nicht die gesamtkirch­
liche Ordnung ein Rechtsmittel vorsieht.

(3) Dem Rechtsausschuß gehören an:

1. das leitende jllristische Mitglied des Konsistoriums
als Vorsitzender,

. 2. 4 Mitglieder, die von der Landessynode bei ihrer 
ersten Tagung für die Dauer der Amtszeit der 
Landessynode gewäh!t werden und bis, zum Ein­
tritt ihrer Nachfolger im Amt bleiben. Von diesen 
müssen zwei Pfarrer sein; die beiden anderen Mit­
glieder, von denen eines rechtskundig sein muß, 
müssen die Befähigung zum Ältestenamt besitzen. 

3. im Falle der Behinderung des Vorsitzenden tritt
dessen Vertreter im Konsistorium ein; für die
übrigen Mitglieder sind Stellvertreter zu wählen,
die auch Ersatzleute sind. Etwa notwendige Ersatz­
wahlen kann die Kirchenleitung vollziehen,

4. der Rechtsausschuß faßt seine Beschlüsse mit Stim­
menmehrheit,

5. im übrigen wfrd das Verfahren vor dem Rechtsaus­
schuß durch eine Qeschäftsordnung geregelt, die die
Kirchenleitung erläßt und veröffentlicht.

V i e r t e r A b s.c h n i t t 

Die kirchlichen Werke 

I. Werke des Gemeindedienstes

Artikel 149 

(1) Die Evangelische Landeskirche Greifswald fördert
die Arbeit an den verschiedenen Gruppen . ihrer
Glieder, insbesondere an den Männern, den Frauen und
der Jugend, und faßt sie zusammen, soweit sie über
den 'Bereich der Kirchengemeinden und Kirchenkreise
hinausgeht und zentraler OrdIJ,ungen und Organe be­
darf.

(2) Die für diese Arbeit bestehenden Werke, nämlich:·

1. das Männerwerk,
2. die Frauenhilfe,
3. das Jungmännerwerk,
4. das Jungmädchenwerk

sind in Leben, Arbeit und. Leitung der Evangelischen 
Landeskirche Greifswald einbezogen. 

15) S. Kirchengesetz zur Ordnung des Evangelischen
Männerwerkes vom 8. November 1966 (ABI. Grfsw. ·
1966 Nr,. 12 S.. 123), Vorläufige Ordnung der Frauen­
hilfe vom 23. September 1949 (ABI. Grfsw. 1950 Nr. 1
S, 2) und die Ordnung def kirchlichen Jugendarbeit
vom 21. September 1950 mit Änderungsverordnung vom
22. April 1952 (ABl. Grfsw. Nr. 5 S. 29) und 1. DB
vom 4. März 1966.

(3) Das Nähere über die Aufgaben und die Gestaltung
dieser Werke, wird durch Kirchengesetze 15) geregelt.
Die Kirchenleitung kann den Werken Richtlinien für
ihre Arbeit in den Kirchenkreisen und Kirchengemein­
den geben. Dabei ist die Mitarbeit freiwilliger Kräfte
zu gewährleisten.

II. Werke des� diakonisch-missionarischen Dienstes

Artikel 150 

Alle Glieder der Kirche sind zum Dienst am Nächsten 
gerufen. In besondeier Weise gewinnt die helfende 
Liebe Gestalt im Diakonat der Kirche; demgemäß 
sind die Werke des diakonisch-missionarischen Dienstes 
Wesens- und Lebensäußerung der Kirche. 

Artikel 151 

Die Evangelische Landeskirche Greifswald fördert die 
in ihrem Bereich arbeitenden diakonischen Einrichtun­
gen und Werke ungeachtet der Rechtsform des ein­
zelnen ·werkes. 

Artikel 152 

(1) Die im Bereich der Landeskirche bestehenden diako­
nischen Anstalten und Heime sowie die sonstigen Ein­
richtungen und Arbeitszweige der Diakonie sind im
,,Diakonischen Werk. (Innere Mission und Hilfswerk)
der Evangelischen Landeskireh Greifswald" zusammen­
geschlossen, dessen Aufgaben und Aufbau durch be-.
sonderes Kirchengesetz 16) geregelt werden.

(2) Ober die Anerkennung der Zugehörigkeit zum
Diakonischen Werk (Innere Mission und Hilfswerk)
der Evangelischen Landeskirche Greifswald sowie über
die Aufhebung der Zugehörigkeit entscheidet· das Amt

1 für Diakonie. Gegen seine Entscheidung ist die Beru-·
fung an die Kirchenleitung zulässig.

(3) Die Satzungen einzelner Anstalten, Heime und
sonstigen Einrichtungen der _ Diakonie bedürfen der
Bestätigung durch die Kirchenleitung. Diese hört zu­
vor. das Amt für Diakonie.

ID. Andere kirchliclle Werke 

Artikel. 153 

Die Evangelische Landeskirche Greifswald fördert' im 
Gehorsam gegen den Sendungsauftrag ihres Herrn die 
Arbeit der Äußeren Mission in Zusammenarbeit mit 
den Missionsgesellschaften. Die Missionsgesellschailten 
sind gehalten, vor der Bestellung ihrer Vertretungen 
für den Bereich der Evangelischen Landeskirche Greifs­
wald mit der Kirchenleitung Fühlung zu nehmen. 
Nähere Bestimmungen werden im Wege der Verein­
barung mit den Missionsgesellschaften getroffen. 17) 

16) S. Kirchengesetz zur Ordnung der Diakonie der
Evangelischen Landeskirche Greifswald vom 16. 11.
1969 (ABI. Greifswald 1969 Nr. 11 S. 89).

17) Vorläufige Ordnung der Arbeit der Äußeren Mis­
sion vom 27. 7. 1962 (ABL Grfsw. 1962 Nr. 8 S. 79).
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Artikel -154 

(1) Die Evangelische Landeskirche Greifswald fördert
die zur Erfüllung· des Dienstes �n der evangelischen
Diaspora bestehenden Einrichtungen und die anderen
kirchlichen Werke.

(2) Über die Anerkennung als kirchliches Werk ent­
scheidet die Kirchenleitung. Die Anerkennung setzt
voraus, daß sich die Arbeit des Werkes in Bindung
an Schrift und Bekenntnis und unter Wahrung der
kirchlichen Ordnung vollzieht.

(3) Die anerkannten Werke haben der Kirchenleitung
jederzeit Einblick in ·ihre Arbeit zu gewähren und
Rechenschaft abzulegen. Die Berufung ihrer geistlichen
Amtsträger bedarf der Bestätigung durch das Konsisto­
rium.

(4) Die Kirchenleitung kann diesen Werken unter
Wahrung ihrer sacl:ilich erforderlichen Selbständigkeit
für ihre Arbeit und ihre Ordnung Richtlinien geben.
Ober die Ausübung geistlichen Dienstes in den Kir­
chengemeinden müssen -sich die Werke mit den ört­
lichen Stellen vorher verständigem

•· Artikel 155

Zur Herstellung einer laufenden Arbeitsverbindung 
der Werke untereinander und mit dem Konsistorium 
und der Kitchenleitung soll ein Amt für kirchlichen 
Gemeindeaufbau eingerichtet werden. Das Nähere be­
stimmt bis zum Erlaß eines Kirchengesetzes die Kir­
chenleitung. 

Fün f t e r' A b sch n i t t

Gemeinsame und Schlußbestimmungen 

Artikel 156 

Die Mitglieder aller kirchlichen Kollegien und Syno­
den uBd die kirchlichen Amtsträger und Angestellten 
haben über alle Angelegenheiten, die amtlich zu ihrer 
Kenntnis kommen und ihrer Natur nach oder infolge 
besonderer Anordmmg vert�aulich sind, Verschwiegen­
heit zu beobachten, auch wenn die Mitgliedschaft oder 
das Dienstverhältnis nicht mehr besteht. Von dieser 
Verpflichtung können nur das Kollegium oder die 
Synode, dem das Mitglied angehört, oder der Leiter 
oder Vorgesetzte der Dienststelle der kirchlichen Amts­
träger oder Angestellten befreien. Für die Pastoren 
erteilt die Befreiung das Konsistorium. 

Artikel 157 

(1) Weigern sich die Organe der Kirchengemeinden,
Gemeindeverbände oder der· Kirchenkreise, gesetzliche
Leistungen, die aus dem ihrer Verwaltung unterlie­
genden kirchlichen Vermögen zu bestreiten sind, auf
den Haushaltsplan zu bringen, so ist das Konsistorium
befugt, die Eintragung in den Haushaltsplan zu be­
wirken und die weiter erforderlichen Verfügungen zu 
treffen.

(2) Gegen die Verfügung. ist innerhalb eines Monat�
Beschwerde beim Rechtsausschuß der Evangelischen
Landeskirche Greifswald zulässig.

Artikel 158 

(1) Die vorstehende Kirchenordnung tritt am 1. Okto­
ber 1950 in Kraft.

(2) Die geltende kirchliche Ordnung bleibt in Kraft
soweit sie nicht aus dieser Kirchenordnung etwas an�
deres ergibt. Das gilt auch für diejenigen Gebiete der
Ordnung, für die nach den Bestimmungen dieser Kir­
chenordnung neue Ordnungen erlassen werden sollea,
solange sie noch nicht erlassen sind.

(3) Soweit im fortgeltenden Recht auf Bestimmungen
verwiesen wird, die durch die Kirchenordnung auf­
gehoben sd.nd, werden sie in Ermangelung anderer
Vorschriften durch die entsprechenden Bestimmungen
der Kirchenordnung ersetzt.

(4) Ebenso treten an die Stelle aufgehobener Organe
und Dienststellen die entsprechenden Organe und
Dienststellen der Kirchenordnung. Insbesondere treten
an die Stelle der Gemeindevertretung der Gemeinde­
kirchenrat, an die Stelle ·des Kreissynodalvorstandes
der ;Kreiskirchenrat und an die Stelle des Provinzial­
kirchenrates die Kirchenleitung.

(5) Soweit zur Durchführung oder Ergänzung dieser
Kirchenordnung kirchengesetzliche Regelungen erfol­
gen sollen, kann bis zu deren Erlaß die Kirchenleitung
einstweilige Bestimmungen treffen.

Die Synode hat sich in Einmütigkeit diese Kirchen­
ordnung gegeben. Sie weiß sich dabei in Erkenntnis 
aller menschlichen Schwachheit getragen von der Gna­
de Gottes. 

„Dem aber, der überschwenglich tuB kann über 
alles, das wir bitten oder verstehen, nach. der 
Kraft, die da in uns wirket, dem sei Ehre in der 
Gemeinde, die in Christo Jesu ist zu aller Zeit, 
von Ewigkeit zu Ewigkeit! Amen." 
(Eph. 3, 20, 2Ü' 

Anhang 

Oberleitungs- und Durchführungsbestimmungen zum '7. 
Kirchengesetz vom 4. November 1973 zur Änderung' 

der Kirchenordnung vom 14. Dezember - 1973 

Auf Grund von § 7 Abs: 2 des 7. Kirchengesetzes zur 
Änderung der Kirchenordnung vom 4. November 1973 
werden folgende Überleitungs- und Durchführungsbe-
stimmungen erlassen: 

§ 1

(1) Die Entscheidung über die Berufung und gegebenen­
falls die Berufung von hauptberuflich in einem Dienst­
verhältnis zur Kirchengemeinde stehenden Mitarbei­
tern in den - Gemeindekirchenrat nach Maßgabe des
Art. 66 Abs. 2 KO (neue Fassung) sowie die Berufung
von bis zu zwei hauptberuflich tätigen kirchlichen
Mitarbeitern in die Kreissynode nach Maßgabe des
Art. 91 Abs. 2 Ziffer 4 und Abs .. 4 KO (neue Fassung)
erfolgt erstmals bis zum 30. Juni 1974 und gilt bis
zur nächsten angeordneten Neuwahl von Ältesten bzw.
bis zum Ablauf der gegenwärtigen Amtszeit ·der Kreis­
synode.

(2) Als hauptberuflich tätig sind in Anlehnung an die
kirchliche Arbeitsvertragsordnung solche Mitarbeiter
anzusehen, deren Arbeitszeit mindestens 40 % der
Arbeitszeit eines VoUbeschäftigten beträgt.
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§ 2 

Der nach Maßgabe des Art. 66 Abs. 2 Satz 1 KO 
(neue Fassung) vorgesehene Zeitraum für die Mitglied­
schaft eines Mitarbeiters im Gemeindekirchenrat -
von einer angeordneten Neuwahl von Ältesten bis zur 
nächsten angeordneten Neuwahl von Ältesten - be­
trägt jeweils 4 Jahre, da gemäß Art. 54 Abs. 1 Satz 2 
KO von 4 zu 4 Jahren die Hälfte der Ältesten aus­
scheidet und neu gewählt werden inuß. Zu dem von 
der Kirchenleitung nach Maßgabe von Art. 48 KO 
festgesetzten Wahltermin ist demnach auch jeweils 
die Entscheidung über die etwaige Berufung von Mit­
arbeitern in den Gemeindekirchenrat herbeizuführen 
und gegebenenfalls die Berufung selbst vorzunehmen. 
Wiederberufung ist möglich. 

§ 3
Nachberufung von Mitarbeitern in den Gemeindekir­
chenrat nach Maßgabe des Art. 66 Abs. 2 KO (neue 
Fassung) ist möglich, wenn 

a) in einer Kirchengemeinde, in der bisher kein Mit­
arbeiter angestellt war, ein oder mehrere Mitarbei-: 

ter hauptberuflich angestellt werden,

b) bei einer Kirchengemeinde weitere Mitarbeiter
hauptberuflich angestellt und durch die Nachberu­
fung 25 % der Gesamtzahl der Älte.sten nicht über­
schritten werden,

c) ein zum Mitglied des Gemeindekirchenrates berufe­
ner Mitarbeiter dieser Berufung nicht folgt oder
Während der Amtsdauer ausscheidet. 
Die Nachberufung gilt jeweils bis zur nächsten an­
geordneten Neuwahl von .Ältesten. 

§ 4
Die Namen der in den Gemeindekirchenrat berufenen 
oder nachberufenen Mitarbeit.er sind im nächsten Got­
tesdienst der Gemeinde bekanntzugeben. 

§ 5

Nach Maßgabe des Artikel 91 Abs. 2 Ziffer 4 KO 

§ 8
Diese Überleitungs- und Durchführungsbestimmungen 
treten am 1. Januar 1974 in Kraft. 

Greifswald, del'l 14. Dezember 1973 

(L.S:) 

Die Kirchenleitung 

Gi e n k e  
Bischof 

Kirchengesetz über die Besetzung der Pfarrsteilen vom 
2. Juni 1950

Die Provinzialsynode hat folgendes Kirchengesetz be­
schlossen: 

§ 1

1. Der Gemeindekirchenrat hat eine Pfarrstelle zu be­
setzen .. 
a) wenn bei der letzten Besetzung einer Pfarrstelle

der Kirchengemeinde eine Wahl durch den Ge­
meindekirchenrat nicht stattgefunden hat, oder 

b) wenn die Kirchenleitung dem Gemeindekirchen­
rat die Besetzung im Einzelfall überträgt. 

2. Das Konsistorium hat eine Pfarrstelle zu besetzen, 
a) wenn bei der letzten Besetzung einer Pfarrstelle

der Kirchengemeinde eine Wahl durch den Ge­
meindekirchenrat stattgefunden hat oder

b) wenn die Kirchenleitung im Einzelfall aus
schwerwiegenden Gründen nach Anhörung des
Gemeindekirchenrates dem Konsistorium die Be-",
setzung überträgt.

3. Das Konsistorium kann eine Pfarrstelle besetzen
a) wel'ln dem Pfarrer gleichzeitig ein leitendes Amt

oder ein Landespfarramt übertragen werden soll,
b) wenn eine neu errichtete Pfarrstelle zum ersten

Mal zu besetzen ist,
c) wenn der Gemeindekirchenrat zur Besetzung der

Stelle verpflichtet ist, aber innerhalb einer ihm
vom Konsistorium gesetzten angemessenen Frist
eine Wahl nicht vornimmt.

(neue Fassung) ist der Kreiskirchenrat zur Berufung § 2 
von mindestens einem hauptberuflich tätigen .ldrch- Jede Erledigung einer Pfarrstelle zeigt der Gemeinde­
liehen Mitarbeiter in die. Kreissynode verpflichtet; die kirchenrat dem Superintendenten an, der dem Kon­
Berufung eines weiteren hauptberuflich tätigen Mitar- sistorium Bericht erstattet. Das Konsistorium schreibt 
beiters steht im Ermessen des Kreiskirchenrates: Vor die Stelle aus; es, kann hiervon absehen, wenn es 
Berufung werden Vorschläge eines gemäß · Rundver- · selbst die Pfarrstelle besetzt .. 
fügung vom 10. 8. 1973 - A 10629-7/73 I - gebildeten 
Mitarbeiterkonvents einzuholen. und zu erwägen sein. I. Besetzung durch den Gemeindekirchenrat

§ 6

Kreissynodalälteste, die beim Kirchenkreis oder bei 
einer seiner Kirchengemeinden hauptberuflich ange- · 
stellt und nach Maßgabe des Art. 91 Abs. 1 Ziffer 4 
KO (alte Fassung) in die Kreissynode gewählt worden 
sind, scheiden zum 31. · 12. 1973 gemäß Art. 93 Abs. 1 
Ziffer 1 KO aus der Kreissynode aus. 

§ 7
Hauptberuflich beim Kirchenkreis oder bei einer sei-:­

ner Kirchengemeinden Tätige im Sinne , von Art. 104 
Abs. 2 Ziffer 1 Satz 4 KO (neue Fassung) sowie haupt-

. beruflich in der Kirche Tätige im Sinne von Art. 135 
Abs. 1 Ziffer 3 Satz 2 KO (neue Fassung) sind Geist­
liche, Kirchenbeamte und hauptberufliche Mitarbeiter. 

§ 3
1. Der Gemeindekirchenrat bereitet die Besetzung vor. 
Er bemüht sich um geeignete Pastoren und kann 
Älteste oder andere Gemeindeglieder an den Wohnort 
eines Pastors entsenden, um ihn predigen zu hören und 
Erkundigungen .einzuziehen. Bewerbumgen sind an den 
Gemeindekirchenrat über das Konsistorium zu richten. 
2. Der Gemeindekirchenrat bestimmt in einer Sitzung,
an der der Superintendent teilnimmt, wen er der
Gemeinde vorstellen will. Er ist dabei an Bewerbun­
gen nicht gebunden. Im allge,;neinen sollen nicht mehr
als drei Geistliche für die _Vorstellung ausersehen 
werden.

§ 4
L Die ausersehenen Pastoren werden vom Superinten­
denten aufgefordert, sich der Gemeinde vorzustellen, 
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indem sie einen Gottesdienst und eine Katechese hal­
ten und darüber hinaus, wenn es die mit ·der Stelle 
verbundenen Sonderaufgaben nahelegen, eiaen ande­
re:n pfarramtlichen Dienst versehen. In Verbindung 
hiermit kann eine persönliche Unterredung mit dem 
Gemeindekirchenrat stattfinden. 

2. Von einer Vorstellung kann abgesehen werden,
wenn der Pastor in der Gemeinde bereits längere Zeit
ein Amt verwaltet hat oder ihr in ande];'er Weise
hinreichend bekannt geworden ist

§ 5
1. Die Wahl erfolgt nach Anhörung des Gemeinde­
beirats durch den Gemeindekirchenrat, in pfarramtlich
verbundenen Gemeinden durch den gesamten- Gemein­
dekirchenrat des Pfarrsprengels.

2. Der Superintendent bestimmt im Einvernehmen
mit dem Gemeindekirchenrat den Wahltermin und ver­
anlaßt die Einladung· zur Wahl mit einer Frist von
mindestens 2 Wochen.

3. Der Superintendent leitet die Wahlhandlung. Ge­
wählt wird durch &timrnzettel. Erhält niemand me�r
ais die. Hälfte der abgegebenen Stimmen, so ist erneut
zwischen den beiden zu wählen, die die meisten Stim­
men erhalten haben. Bei Stimmengleichheit entscheidet

-das Los.

§ 6

1. Das Ergebnis der Wahl ist in einer Niederschrift
festzuhalten und der Gemeinde im nächsten""'Haupt­
gottesdienst bekanntzugeben.

2. Innerhalb von zwei. Wochen nach der_ Bekanntgabe
kann jedes zur .Ältestenwahl berechtigte Gemeinde­
glied (Art: 48 Abs. 2; 49 PKO) beim Gemeindekirchen­
rat schriftlich oder z1;1 Protokoll Einspruch - gegen Ga­
ben, Le!1re und Wandel des- Gewählten einlegen. Die
Gemeindeglieder sind durch _ Kanzelabkündigung an
zwei aufeinanderfolgenden Sonntagen oder in anderer
geeigneter Weise auf dieses Recht besonders hinzuwei­
sen. Der Gemeindekirchenrat legt die EiRSprüche mit
seiner Stellungnahme dem Kreiskirchenrat vor der da­
rüber entschei9-et, soweit nicht der · Fall des Absatzes
"8 voriiegt:Gegen die Entscheidung des Kreiskirchenrats
ist innerhalb_ von zwei Wochen Beschwerde an das
Konsistorium zulässig. Dieses - entscheidet entgültig.

3. Ein Einspruch gegen die Lehre des Gewählten ist
dem Konsistorium vorzulegen. Es kann ihn zurück­
weisen, wenn es ihn· für Qffensichtlich ·unbegrüadet
erachtet; andernfalls legt es den Einspruch der Kir­
chenleitung vor.

§ 7

Wird ein Einspruch nicht erhoben oder wircf er zu­
rückgewiesen und nimmt der· Gewählte die Wahl an, 

- so fertigt der Gemeindekirchenrat namens der Kirche
die. Berufungsurkunde aus. Der Superintendent be­
stätigt auf der Berufungsurkunde, daß die Wahl der
Ordnung gemäß vollzogen ist, und legt die Urkunde
dem Konsistorium vor. Das Konsistorium beschließt

über die Bestätigung und vollzieht sie. Wird die Be­
stätigung versagt, so sind dem Gemeindekirchenrat die 
Gründe mitzuteilen. 

II. Besetzung durch das Konsistorium

§ 8_
1. Nach Fühlungnahme mit dem Gemeindekirchenrat
wird vom Konsistorium ein Pastor für die Besetzung
der Stelle ausersehen. Ein Widerspruch des Bischofs
darf dabei nicht übergangen werden.
2. Das Konsistorium fordert den für die Stelle auser­
sehenen Pastor auf, sich der Gemeinde vorzustellen.
Er benachrichtigt hiervon den Superintendenten, der
für die Bekanntgabe an den Gemeindekirchenrat und
die Gemeindeglieder Sorge trägt und nach Möglichk�it
selbst an dem der Vorstellung dienenden Gottesdienst
teilnimmt,. Für die Vorstellung gelten die Grundsätze
des § 4.
3. Wird von einer Vorstellung abgesehen, weil der
Pastor der Gemeinde bereits längere Zeit hindurch ge­
dient hat oder ihr in anderer Weise bekannt geworden
ist, so ist der Name des ausersehenen Pastors der Ge­
meinde im Gottesdienst bekannt zu geben.

§ 9
1. Innerhalb von zwei Wochen nach der Vorstellung
oder Bekanntgabe kann der Gemeindekirchenrat und
jedes zum Heiligen- Abendmahl zugelassene Gemeinde-

" glied beim Superintendenten schriftlich oder zu Proto:­

koll Einwendungen gegen den ausersehenen Pastor 
erheben. Der Superintendent legt sie mit seiner Stel­
lungnahme dem Konsistorium vor. Die Gemeindeglie­
der sind durch Kanzelabkündigung oder in anderer 
geeigneter Weise auf dieses Recht besonders hinzuwei­
sen. 
2. Einwendungen, die sich auf die Lehre beziehen,
sind der Kirchenleitung vorzulegen. Im übrigen Wür­
digt das Konsistorium die - Einwendungen; werden sie
insbesondere vom Bischhof für begründet erachtet, so
muß ein anderer Pastor für die Stelle ausersehen wer-
den.

· ' 

§ 10
Werden Einwendungen nicht erhoben oder nicht für 
begründet erachtet und nimmt der Pastor die Berufung 
an, so fertigt das Konsistorium namens 1 der Kirche 
die Berufungsurkunde aus. 

§ 11
1. Dieses G�setz tritt mit dem 1. Januar 1951 in Kraft.
2: ])ie erforderlichen Ausführungsbestimmungen. er­
läßt die Kirchenleitung.
Das vorstehende, vorn Präses der Provinzialsynode
unter dem · 15.. Juni 1950 ausgefertigte Kirchengesetz
wird hierdurch verküia.det.

Greifswald, den 18. September 1950 

Die �irchenleitung der Pommerschen Evangelischen 
Kirche 

D. von Sch eve n
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